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Ehe ich die Sitzung schließe, möchte ich diejenigen Herren, denen stenographische
Berichte zur Korrektur zugegangen sind, bitten, diese Korrektur recht bald vornehmen zu
wollen, damit das Stenographenbüreau seinerseits die weitere Bearbeitung der Berichte glatt
erledigen kann.

Ich schließedie Sitzung.
(Schluß 3 Uhr.)

Vierte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Mittwoch den 3. Dezember 1890.

Beginn: 12 Uhr.

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Gutachtliche Aeußerung über die Vereinigung der Stadtgemeinde Cublenz mit der Land¬

gemeinde Neuendorf. Nr. 56 der Drucksachen. Berichterstatter des Provinziälausschusses'
Graf Bcissel von Gymnich.

3. Neu- bezw. Ersatzwahl von Mitgliedern der Ober-Ersatzcommissionim Bezirke der 25., 28.
und 29. Infanterie-Brigade.

4. Bericht des Provinziälausschussesüber die in Gemaßheit der Proviuzialordnung zu erlasscudeu
Reglements: 1) betreffend die Verwaltung des Melioratiunsfonds für die Nhcinprovmz,
2) über Gewährung von Entschädigungen für polizeilich angeordnete Tödtung rutzkrau
Pferde u. s. w. und lungenkranken Rindviehs iu der Rheinprovinz, in Gemaßheit oe
Vorschriften des Gesetzes vom 12. März 1881, betreffend die Ausführung des Reichs
gesetzes vom 23. Juni 1880 über die Abwehr und Unterdrückung von Viehfeucheu. Nr-
der Drucksachen. Berichterstatter des Provinziälausschusses: Gutsbesitzer Licveu.

5. Bericht des Provinziälausschusses, betreffend das zu erlassende Reglement über die Leitung
und Verwaltung der Provinzialmuseen zu Bonn und Trier. Nr. 68 der Drucksachen
Berichterstatter des Provinziälausschusses: Laudesdirektor Klciu.

6. Bericht des Provinziälausschusses, betreffend die Ausführung des Reichsgefetzesüber die
Invaliditäts- und Altersversicherung vom 22. Juni 1889 in der Rheinprovinz durch Or-
gane der Proviuzialverwaltuug. Nr. 50 der Drucksachen. Berichterstatter des Provinz»»-
ausschusses:Laudesdirektor Klein. . ,

?. Bericht des Provinziälausschusses über die Ausführung der Beschlüssedes 34. Proviuzlal-
landtllges. betreffenddie Vertheilung der Einquartieruugslast im Frieden. Nr. 5 der T>r>m-
sachen. Berichterstatter des Provinziälausschusses: Oberbürgermeister Becker.

8. Bericht des Provinziälausschusses über den Autrag des Fischschutzvereins für den Regierung-
bezirk Köln auf Bewilligung einer Proviuzialbeihülfe. Nr. 52 der Drucksachen. VerB °
erstatter des Provinziälausschusses: Major a. D. Schmidt von Schwind.



N. Bericht des Provinzialansschusscs, betreffend den Antrag auf Erwirkung des Privilegiums
zur fernereu Ausgabe vuu 20 Millionen Mark Nheinpruvinz-Anleiheschcinen. Nr. 53 der
Drucksachen, Berichterstatter des Provinzialausschusses: Beigeordneter Dietzc.

'0. Bericht des Provinzialausschusses, betreffend die Errichtung einer landwirtschaftlichen
Winierfchule zu Kcttwig im Landkreise Esscu. Nr. 54 der Drucksachen. Berichterstatter
des Provinzialausschusses: Gutsbesitzer Lievcn.

N. Bericht des Provinzialausschusses über die Ausführung des Beschlussesdes 35. Proviuzial-
laudtages vom 15. Dezember 1888, betreffend Abänderung der Garantiefrist bei Vich-
vcrkäufcu. Nr. ? der Druckfachen. Berichterstatter des Provinzialausschusses: Guts¬
besitzer Lieveu.

^2. Bericht des Provinzialausschusses, bctrcffeud die Errichtuug einer landwirthschaftlichen
Winterschule zu Elsdorf im Kreise Bergheim. Nr. 5? der Drucksachen. Berichterstatter
des Prouinzialansschnsses: Graf B eis sei von Gymnich.

l3. Bericht des Provinzialausschusses, betreffend die Errichtung von landwirtschaftliche!, Winter¬
schulenzu Geldern, Altenkirchcn, Neuerbnrg, Hermcskeil oder in einem audercu geeigneten
Orte des Hochwaldes. Nr. 70 der Drucksachen. Berichterstatter des Provinzialausschusses:
Gutsbesitzer Lieven.

Stellvertretender VorsitzenderIanßcn: Ich eröffne die Sitzung.
Das Protokoll führt heute zu meiner Nechteuder Herr Abgeordnete Vroich, die Reduer-

"ste zu meiner Linken der Herr Abgeordnete Wallmf.
Das Protokoll der letzten Sitzung liegt auf dein Bureau zur Eiusicht offen.
Ich habe Urlaub ertheilt dem Herrn AbgeordnetenNautenstmuch für Donnerstag den 4.

Mo event. Freitag den 5. Dezember, mit Rücksichtauf seiue Betheiligung au der Sitzung des
"nrstandes des Deutschen Weinbauucrcins in Mannheim.
., Der Herr AbgeordneteAdams zeigt an, daß er durch Unwohlsein fortdauernd verhindert

' den Sitzungen des Landtages beizuwohnen.
Eine Mittheilung des Resultats der Wahl der heute zu bildeuden beiden Commissionen

^' nie Moselkllnalisationund für die Wupperthalsperrcn liegt mir noch uicht vor, ich hoffe aber
'°ch im Laufe der Sitzung in Besitz des Resultats zu kommen, und werde dann dein hohen
Hause davon Mittheilung machen.

Wir treten in die Tagesordnung ein und haben zunächst zu behandeln:
„Die gutachtlicheAeußerung über die Vereinigung der Stadtgemeinde Eoblenz mit
der Landgemeinde Neuendorf." Nr. 56 der Drucksacheu.

Berichterstatter des Proviuzilllausschusses: Graf Beissel von Gymnich.
Ich ertheile demselbendas Wort zur Erstattuug des Berichts.
Berichterstatter Abgeordneter Graf Veifsel von Gymnich: Meine Herren! Ich kaun

c ^ "' dieser Sache, welche ja für uns von etwas minderwerthiger Bedeutung ist, etwas kurz
,»? "'^ '"°^ Ihre Zeit nicht allzn lange durch Auseinandersetzungüber die Bedeutung der

^ gemachte,,Vorlage in Anspruch nehme,, und taun mich darauf beschränken, das gedruckte
s^at zu verlese,,, welchesIhuen der Provinzialausschuh vorgelegt hat.

«... Unter dem 11. Juni 1889 hat der Oberbürgermeister der Stadt Eoblenz auf Grund des
chlusses der dortigen Stadtverordneten-Versammlung vom 20. März 1889, der Beschlüsse der
"emdeuertretungder GemeindeNeuendorfvom 10. und 18. Dezember1888, sowie des Beschlusses
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der Bürgermeisterei-Versammlungvon Coblcnz-Land vom 20, Dezember 1888 und 10, Januar
1889 bei dem KöniglichenNegierungs-Präsidenten zu Coblenz den Antrag auf Vereinigung der
zur Lündbürgermeistereiund zum Landkreise Coblenz gehörigen LandgemeindeNeuendors mit der
Stadtgemeinde Coblenz gestellt.

Im Auftrage des Herrn Ministers des Innern hat sodann der Herr Ober-Präsident der
Nheinprovinz den Landesdirektor ersncht, über diese im Wege der Gesetzgebungherbeizuführende
Vereinigung ein Gutachten des Provinziallandtages herbeizuführen.

Die Gemeinde Neuendorf besteht aus dem nur durch die Mosel von der Stadt Coblenz
getrennten und mit derselben durch eine stehendeBrücke verbundenen Vororte Ltttzcl-Coblenz und
dem etwa '/u Kilonieter entfernt liegenden Dorfe Nenendorf. Die Cinverlcibung dieser Gemeinde
bringt der Stadt Coblenz eine Erweiterung ihres Bezirkes, deren sie zur Förderung ihrer
städtischenCinrichtungen, insbesondere zur Anlegung von Klärbecken und Erbauung einer Werft¬
bahn dringend bedarf, während die Bewohner der GemeindeNeuendorf und befonders von Lützel-
Coblenz, die nach Maßgabe ihrer Interessen vorwiegend zur Stadt Coblenz gehören, die Vortheile
der städtischenCinrichtungen erhalten.

Da durch das Ausscheiden der Gemeinde Neuendors auch dein Landkreise und der
Landbürgermeisterei Coblenz ein Schaden besonders hinsichtlich der Leistungsfähigkeitin irgendwie
erheblichemMaße nicht erwächst, so hat auch der Provinzialausschuh in seiner Sitzung vom
4./5. November 1890 die Vereinigung der Gemeinde Neuendors mit der Stadtgemeinde Loblenz
nur befürworten können und sich damit dem Gutachten sämmtlicherbisher zur Aeußerung berufenen
Faktoren der staatlichen und communalen Körperschaftenund Behörden angeschlossen. Außer den
Gemeindevertretungenvon Coblenz und Nenendorf haben sich nämlich auch die Bürgermeisterei-
Versammlung von Coblenz-Land, sowie der Kreistag und Landrath des Landkreises Coblenz,
ferner der Vezirksausfchuß und der Herr Negierungs-Präsident des Regierungsbezirks Coblenz
und endlich auch der Herr Ober-Präsident der Nheinprovinz für die geplante Vereinigung
ausgesprochen.

Der Provinzialausschuh beehrt sich daher den Vorschlag zu unterbreiten:
„Hoher Provinziallandtag wolle auch seinerseits sich für die beabsichtigte Vereinig»»!?,
der Stadtgemeinde Coblenz uud der LandgemeindeNeuendors aussprcchen".

Stellvertretender Vorsitzender Ianhen: Ich stelle den Antrag des Promnzial-
ausschusses, wie er durch den Herrn Referenten vorgetragen ist, zur Abstimmung, — Cs erheb
sich gegen denselben kein Widerspruch; ich constatire, daß der Landtag in diesem Sinne ent¬
schieden hat.

Wir kommenzu Nr. 3 der Tagesordnung:
„Neu- bezw. Ersatzwahl von Mitgliedern der Ober-Ersatzcommifsionim Bezirke der
25., 28, und 29. Infanterie-Brigade".

Meine Herren! Diefe Sache liegt etwas complizirter, als ich mir gedacht habe. Aus
den Akten nämlich ersehe ich. daß es dabei auch auf die Organisirung einer ganz neue"
Commissionin dem Bezirke der 28. Infanterie-Brigade ankommt. Die Sache ist folgende:

Nach einem Schreiben des Herrn Ober-Präsidenten würde die Wahl eines bürgerlich"
Mitgliedes der Ober-Ersatzcommissionim Bezirke d«r 25. Infanterie-Brigade, zu welche», VGlle
die diesseitigen Kreise Duisburg, Nuhrort, Mülheim und Nees, nebst 11 Kreisen der P""'^
Westfalen gehören, vorzunehmen fein. Nun ist zur Zeit eine Vereinbarung mit der P"""/
Westfalen getroffen worden, daß einmal die Nheinprovinz das wirkliche Mitglied wähle und Mst^
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falen die Stellvertretung stelle, und das andere Mal Westfalen das Mitglied zu wählen hat und
die Nheinvrovinz die Stellvertretung besorgt.

Für den bevorstehendenZeitraum von 3 Jahren wird der RheinischeProvinziallandtag
das wirkliche Mitglied zu wählen haben.

Dann ist seit unserer letzten Tagung in der Ober-Ersatzcommissiondes Bezirks der 29.
^nfanterie-Vrigade eine Personalueränderung dadurch eingetreten, daß das damals von uns
gewählte Mitglied Graf Wilderich von Svee inzwischen gestorbenist; für diesen ist nunmehr ein
Ersatzmann zu wählen.

Nun heißt es weiter in dein betreffendenOber-Präsidialschreiben:
„Gemäß Allerhöchster Kabinetsordre vom 27. Juni 1890 werden unter grundsätzlicher
Beibehaltung der Eintheilung des Bezirkes des ?. Armeecorps in 4 Infanterie-
Brigadebezirke vom 1. Dezember 1890 ab versuchsweisefür die Bearbeitung der
Erjatz- und Landwehrangelegcnheiten im Frieden die LandwehrbczirkeEssen und
Barmen, umfassenddie Kreise Essen Stadt und Land, Elberfeld, Barmen und Mett¬
mann, der ?. Feldartillerie-Brigade in der Weise unterstellt, baß letztere für die
genannten Landwehrbezirke an die Stelle und in das Nessortverhältniß der 28.
Infanterie-Brigade tritt.

Die Ober-Ersatzcommission,bei welcher der Commandeur der 28. Infanterie-
Brigade die Geschäfte des Militäruorsitzenden behält und welcher die Kreise Eleve,
Mors, Geldern, Düsseldorf Stadt und Land, Crefeld Stadt und Land, Solingen,
Nemscheidund Lennep zugetheilt sind, führt künftig die Bezeichnung: „Ober-Ersatz¬
commissionI im Bezirk der 28. Infanterie-Brigade", diejenige dagegen, welcher der
Commandeur der 7, Feldartillerie-Brigade als Militäruorsitzender angehören wird,
die Bezeichnung„Ober-ErsatzcommissionII im Bezirk der 28. Infanterie-Brigade".

Für diefe Ober-Ersatzcommissionwerden ein bürgerliches Mitglied und drei
Stellvertreter auf die Dauer von drei Jahren zu wählen sein."

^ Meine Herren! Die Sache liegt demnach so, daß wir für die Ersatzcommifsionim
°zirk der25, Infanterie-Brigade ein Mitglied zu wählenhaben, ferner, daß wir eine Ersatzwahl vor-

«unclMcn haben für den verstorbenen Grafen Svee als Mitglied der Ober-Erfatzcommifsionim
eznke der 29. Infanterie-Brigade. Weiter würden wir für den Bezirk der 28. Infanterie-
"gade eine zweite Ober-Erfatzcommifsion,nämlich ein Mitglied mit drei Stellvertretern auf die
<wer von drei Jahren zu wählen haben. Diese Commissionfungirt für die Krcife Essen Stadt

"° Land, Uberfeld, Barmen und Mettmann. Nun bin ich der Ansicht, meine Herren, daß ich
^"°" füglich nicht ansinnen kann, unter solchen complizirten Verhältnissen heute schon in die

M einzutreten. Ich möchte mir erlauben, Ihnen den Vorschlag zu machen, daß wir die Wahl
^ 'l die morgige Tagesordnung setze», damit die Herren Gelegenheit haben, privatim sich über

° W thätigende Wahl zu besprechen. Sind Sie damit einverstanden? (Zustimmung.)
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Courth.

H. . Abgeordneter Courth: Früher hat die Gepflogenheit bestanden, daß vor der Wahl die
l gkcder desjenigen Bezirkes zusammentraten, welcher zu vertreten ist.

h Stellvertretender Vorsitzender Ia nßen: Darum habe ich mir gestattet, die Namen der
eist w"^" ^'ck zu verlesen, ich bin aber bereit, noch einmal die Bezirke zu nennen. Der
den w ^ der in Frage kommt, für den das Mitglied zu wählen ist. wird gebildet aus

weisen Duisburg, Nuhrort, Mülheim und Rees. Die zweite Wahl würde zu thätigen
53
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sein für die Kreise des Regierungsbezirks Aachen, und die dritte Wahl ist vorzunehmen für die
Kreise Essen Stadt und Land, Elberseld. Bannen und Mcttmann. In diesen Gruppen würden
die Herren die Vorbesprechung also abzuhalten haben. Ich werde die Wahl ans die morgige
Tagesordnung setzen uud gehe jetzt weiter.

Ich ertheile dem Abgeordneten Pelzer das Wort.
Abgeordneter Pelz er: Würde es nicht zweckmäßig sein, zn veranlassen, daß die Ver¬

treter der verschiedenenBezirke eine Viertelstunde vor dem Beginn der Plenarsitzung morgen in
bestimmten Zimmern zusammentreten und würde vielleicht der Herr Präsident die Güte haben,
diesbezüglicheVorschläge zu machen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Meine Herren! Ich bin durchaus crbütig,
auf dieseu Gedanken einzugehen nnd schlage Ihnen vor, daß die Herren Vertreter der Kreise
Duisburg. Rnhrurt. Mülhcim nnd Rees sich morgen eine Viertelstunde vor dem Plenum in
dem Zimmer der zweiten Fachcummissiunversammeln, und daß die Herren Vertreter der Kreise
Essen Stadt und Land, Elberseld, Barmen und Mettmaun um dieselbe Zeit in dem Zimmer
der dritten Fachcummifsionzusammentrete» wollen. Damit würde dieser Gegenstand erledigt sein.

Wir kommen sodann zu dem folgenden Gegenstand der Tagesordnung:
„Bericht des Provinzialauöschusscs über die in Gemäßhctt der Provinzialordnnng
zu erlassenden Reglements, 1) betreffend die Verwaltung des Melioratiuusfunds
für die Rheinpruvinz, 2) über Gewährung von Entschädigungen für polizeilich an¬
geordnete Tüdtung rotzkraukerPferde u. s, w. und lnngenkranken Rindviehs in der
Nheinpruvinz in Gcmäßheit der Vorschriften des Gesetzes vom 12. März I88l,
betreffend die Ausführung des Neichsgefetzcs vom 23. Juni 1880 über die Abwehr
und Unterdrückung von Viehseuchen. Nr. 4 der Drucksachen. Berichterstatter des
Provinzialansschusses: Gutsbesitzer Lieven.

Ich ertheile demselben das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Lieven: Meine Herren! Das Reglement betreffend die

Verwaltung des Melioratiunsfouds vom 4. November 188? bedarf nach den bisherigen l^
fahruugcu einiger formellen Aenderungen uud ciucr materiellen Aenderung. Der Fonds bestan
früher aus 441000 M. und ist mit Bewilligung des Landtages auf 2 Milliouen erhöh
wurden. Früher wurden die Darlehen für die ersten 3 Jahre zinsfrei gegeben, nach ^b^us
dieser Zeit mit 3 «/„ verzinst und mit 2"/,. amortisirt. Diefe Einrichtung hat sich nicht al
zweckmäßig erwiesen, die Darlehen wurdeu während den 3 zinsfreien Jahren von den Gemeinde
und Korporationen etwas leicht genommen und nachher machte das Zurückzahlen Schuncng'
leiten. Es fehlte der Provinzialverwaltung auf der anderen Seite eine jährliche feste Einnahme.
Nach der Anficht des Provinzialausfchuffcs liegt es in beiderseitigem Interesse, die Zahlung
der Zinsen gleich bewirken zn lassen uud zwar iu der Form, daß für die Zukuuft von ^
Uebernahme des Darlehens an. unter Fortfall der zinsfreien 3 Jahre, 2^2"/» Zinsen «n
2'/2«/n Tilguugskapital bezahlt wurdeu. Es würden also die 5'>/„, die früher bezahlt word"
fiud. auch bezahlt werden. Die Tilgungsguote würde sich im Laufe der Zeit nntcr Hera ^
fetzung der Ziufen mit allmähliger Abzahlung erhöhen. Es erlaubt sich der Provinzialaussch'w
das neue Reglement in folgender Form Ihrer Gencigheit ergebenst zn unterbreiten. Wünscht
die Herren, daß ich Ihnen das neue Reglement vorlese? (Nein.) ^

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Meine Herren! Findet sich ein Widers»"'«»
gegen den Vorschlag des Provinzialausschnsses? Das ist nicht der Fall, ich cunstatire
Annahme dieses Vorschlages. Der Herr Referent wird die Güte haben fortzufahren.
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Berichterstatter Abgeordneter Lieven: Meine Herren! Ebenso bedarf das Reglement
über Gcwährnug von Entschädigungen für polizeilich angeordneteTüdtung rutzkrankerPferde «.
und lungenkrankenRindviehs in der Nhcinpruuinz einiger Aenderungen, nachdem das preußische
Gesetz vom 25. Januar 1875 durch das Neichsgesetzvom 23. Januar uud das preußische
Ausführungsgcsetzvom 12. März 1881 ersetzt wurde. Der Pruviuzialausschuß beehrt sich, den
huhen Landtag zn bitten, zu dieser Aenderung seine Genehmigung zu ertheilen. Es wäre sonst
nicht möglich dies durchzuführen, weil die Gesetze selbst sich geändert haben. Wünschen die
Herren, daß ich Ihnen das Reglement vorlese? (Stimmen: Nein.)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich darf wohl feststellen, daß der Landtag
die Anträge des Provinzialausschusses billigt uud sie zu Beschlüssen erhebt, — Das ist geschehen.
Meine Herren! Es sind mir inzwischen die Resultate der Cummissiunswahlen mitgetheilt
worden. In die Commission zur Vorbcrathung der Petitionen betreffend die Kanalisation der
Alusel sind gewählt die Herren: Graf Beissel von Gymnich. Kunz, Naab, Lncis, I)r. Muth.
Andreae, Krupp, Zerwes, Tenge, Lneg, Michels, Landrath Freiherr von Hövel, Dr. von Voß,
"?- Haniel, Klein, in die Commission znr Vurberathung der Vorlage der Königlichen Staats-
^^gicruug, betreffend gutachtlicheAeußerung über die Errichtung einer Zwangsgenossenschaftzur
'^rstclluug von Thalsperren im Wuppergebietc sind gewählt die Herren: Freiherr von
^icrgardt. Hardt. Lekebusch. Freiherr von Plcttcubcrg, Kattwinkel, Krawintel, Mclbeck.Jäger,
^'scnlohr, Müllenhoff, Dictzc, Friedcrichs, Simons. Conze, Graf von Nesselrodc, Außerdem ist
Mr von der V. Abtheiluug mitgetheilt worden, daß an Stelle des Herrn Abgeordneten Schlick
er Herr Abgeordnete Brcuer von dieser Abtheilung in die II. Fachcommissiongewählt worden

^'' Ich bringe auch dieses zur Kenntniß des hohen Landtages.
Wir fahren fort in der Tagesordnung uud kommen zn Nr. 5:

„Bericht des Pruvinzialausfchnffes, betreffend das zu erlassende Reglement über
die Leitung und Verwaltung der Provinzialmufeen zn Bonn und Trier".

Referent ist der Herr Landesdirekur Klein.
Berichterstatter Landesdirektor Klein: Das von dem 31. Provinziallandtage erlassene

"eglemcnt über die Leitung und Verwaltung der Provinzialmufeen zu Boun nnd Trier
edurfte in Folge der Einführung der Provinzialordnnng einiger weniger formeller Aenderungen.

H'ese formellen Aenderungen finden sich in den §Z, 2, 3, 6, 9, 10, 11 und 12 uud bestehen
°°iglich darin, daß an Stelle des Wortes „Provinzialverwaltuugsrath" das Wort „Proviuzial-

"usschuß" lmy an Stelle vou „Proviuzialstäudische Beamte" das Wort „Proviuzialbcamte"
2°ietzt worden ist. Dann lautet der ß. 10 jetzt dahin:

„Die obere Lcitnng uud Verwaltung der Provinzialmufeen steht dem Provinzialcms-
schusse uach Maßgabe der Vestimmuug der Provinzialordnnng vom 1. Juni 188? und

«>,... ^ . . .23. September 1884 „

der Vereinbarung mit der Königlichen Staatsregleruug vM'^7^«Me^1888 zu

Ehrend es früher hieß: nach Maßgabe des Reglements von u. s. w. Das ist Alles. Ich
U mibe nicht, daß es nothwendig sein wird, das Reglement hier noch zu verlesen. Ich bitte
^'"ehr. das Reglement mit den formellen Abänderungen anzunehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich stelle fest, daß das hohe Haus die An-
°1me des Antrages beschließt.

53»
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Es kommt Nr. 6 der Tagesordnung:
„Bericht des Prouinzialausfchuffes, betreffend die Ausführung des Neichsgesctzes
über die Invaliditäts- und Altersversicherung vom 22, Juni 1889 in der Rhein-
Provinz durch Organe der Provinzialverwaltung".

Referent ist ebenfalls der Herr Landesdirektur Klein. Ich ertheile ihm das Wort.
BerichterstatterLandcsdirektor Klein: Meine Herren! Ueber diese Angelegenheitist Ihnen

ein Bericht des Provinzialausschusjes uuter Nr. 50 der Drucksachenzugegangen. Das Neichsgesetz
vom 22. Juni 1889 über die Invaliditäts- und Altersversorgung ist unbestreitbar das Wichtigste
der sozialpolitischenGesetze der Neuzeit, der Gesetze, welche der denkwürdigenVotschaft unseres in
Gott ruhenden Heldenkaisers Wilhelm I. vom 17. November 1881 ihre Entstehung verdanken.
Während das Gesetz über die Krankenversicherungfür die Fälle vorübergehenderArbeitsunfähigkeit
in Folge von Krankheit sorgt, während die verschiedenen Unfallvcrsicherungsgcsetzefür Erwerbs-
»fahigkeit Sorge tragen, welche in Folge irgend eines Unfalls eintritt, foll dieses Gesetz, das
Invaliditäts- und Altersversicherungsgesetz,für folche Fälle Vorsorge treffen, in welchender Ver¬
sicherte aus einem anderen Grunde, als einem durch ein Unfallvcrsichenungsgesctzgeschützten
Unfälle, fei es aus Krankheit, fei es aus Siechthum, fei es wegen Abnahme der Kräfte, kurz w
Folge von Leiden, die einem jeden Menschendrohen, arbeitsunfähig wird, oder ein so hohes Alter
erreicht hat — 70 Jahre — daß eine anstrengende Arbeit von ihm nicht mehr verlangt werden kann. Diesen
sogenanntenInvaliden der Arbeit in ihrem Alter eine erträglicheExistenz zu scbaffen, sie vor Noth und
Sorge zu schützen, das meine Herren, ist in der That ein großer Gedanke, ein Gedanke, dessen Verkörperung
und Ausführung gewiß des Schweißes der Edelsten der Nation werth ist. Aber, meine Herren, es i>
auch ein Gedanke, der den ernstestenBedenken Naum giebt hinsichtlich der Ausführbarkeit. Da
erlassene Gesetz ist hochbedeutungsvoll zunächst im Hinblick auf die große Zahl vou Personen, wclai
dasselbe umfaßt — es umfaßt in unserer Provinz etwa 1200 000 Versicherte — es ist fern"
hochbedeutungsvollin Bezug auf die Zeitdauer, auf welche es sich erstreckt. Während die »er-
schiedenen Unfall- und Krankeuuersicherungsgesetze nur einzelne Momente aus dem Leben heraus
greifen, umfaßt die Alters- und Invalidenversorgung die Menschen vom 16. bis zum 70. Lebens
jähre, sie greift also noch tiefer ein, wie die allgemeine Wehrpflicht, welche sich auf eine kürzer
Zeit erstreckt und nur die wehrfähige Jugend umfaßt, aber nicht wie hier Personen männliche!
und weiblichen Geschlechts; kurz die ganze Bevölkerung. Meine Herren! Daß ein Gesetz u°n
solcher Tragweite, ein Gesetz, welches ohne jeden Vorgang in der Geschichte dasteht, nicht auf den
ersten Wurf gelingen werde, das war meines Erachtens selbstverständlich; man konnte unuM")
annehmen, daß an der Hand bloß theoretischer Erörterungen es gelingen würde, alle die groß"
Schwierigkeiten, die sich vorzugsweise erst bei der Ausführung ergeben, zu besiegen. Trotz °e
sorgfältigsten Vorberathung blieben im Reichstage die Meinuugen bis zum letzten Augcnbn
fehr getheilt und das Gesetz ist schließlichnur mit der winzigen Majorität von 20 Stim»'"
angenommen worden. Auch nachdem das Gesetz erlassen war, hat sich die öffentliche Meinung n°cy
nicht beruhigt, sondern man begegnet noch fortwährend den ernstesten und schwersten Vedcn "
hinsichtlich der Möglichkeitder Ausführung. Dazu tritt, meine Herren, daß die Ausführung °°
Gesetzes in eine Zeit fällt, welche einer solchen Reform nicht günstig ist. Viele, zahlreicheHan
beschäftigende Industrieen, sind heute iu Folge einer übermäßigen Concurrcnz auf dem Weltm"
in schwierigerLage; sie können zufrieden sein, wenn es gelingt, nur die Arbeiter beschäftigen i
können, anstatt Gewinn zu erzielen. In einer solchen Lage wird eine jede neue Belastung, «' -^
sie noch so gering sein, hart und drückend empfunden. Die Landwirthfchaft, die ebenfalls
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tragen muß, befindet sich ebenfalls nicht in einer erfreulichen Lage und empfindet deshalb die
neue Belastung schwer. Auf der anderen Seite stehen viele Arbeiter dem Gesetz kühl, ich möchte
fast sagen, feindselig gegenüber, irregeleitet durch falsche Lehren. Sie sind weit entfernt davon,
das Gesetz als eine Wohlthat zu betrachten, sondern sie erblicken vielmehr in demselben nur eine
erbärmlicheAbschlagszahlungauf die Rechte, welche ihnen angeblichzustehen. Es ist das gewiß
keine erfreulicheSituation, und wir können uns in derselbennur mit der Hoffnung trösten, daß,
wenn die Wirkungen des Gesetzes fühlbar werden, das heißt, wenn bis zum kleinstenDorfe hin,
Renten gezahlt werden, alsdann vielleichtdie Stimmungen sich ändern und diesem Gesetze gegen¬
über sich freundlicher gestalten. Mag man anch die Rente klein nennen, so gewährt sie doch unter
allen Umständen einen festen Bezug, sie gewährt in vielen, sehr vielen Fällen die Möglichkeit,
auf dieser Grundlage eine würdige erträgliche Existenz zu schaffen, und dies wird in der Zukunft
gewiß empfunden werden, Wir, meine Herreil, dürfen aber heute diesem Gesetzegegenüber meines
^achtens nur folgende Stellung einnehmen: Nachdemdas Gesetz einmal erlassen ist, nachdem
dasselbe die Allerhöchste Sanktion erlangt hat, müssen wir alle unsere Kräfte einfetzen, unser
Mizes Können und Wollen aufbieten, um dieses Gesetz zur Durchführung zu bringen;
"geben sich hierbei Bedenken, so werden wir spater an der Hand der Erfahrung die
Besserung vornehmen müssen. Wollten wir, ehe diese Probe geinacht ist. zu einer
Reform schreiten, was würden wir heute dabei gewinnen? Es würden heute sich theoretische
Erörterungen gegenüberstehen,und es würde heute vielleichtnicht das praktischNothwendige oder
°as praktischBessere, sondern vielleichtdie größere Dialektik den Sieg davon tragen. Wenn wir
später an eine Reform herantreten, werden wir sagen können: Dort und dort hat sich das Gesetz
"^t bewährt, die und die Ucbclstande sind hervorgetreten, die und die Uebelstände müssen
"Zeitigt werden. Auf diese Weise müsse,: wir, meine Herren, versuchen,mit dem Gesetz zunächst
""e ehrliche Probe zu machen und dann erst zu deu etwa nöthigen Verbesserungenschreiten.
^°se» Standpunkt haben die Landesdirektoren, als sie zu einer Berathung über die Ausführung
°es Gesetze i», Sommer dieses Jahres nach Berlin berufen wurden, eingenommen. Obwohl
'"" uns sage» wußten, daß die Provinzialverwaltung nach dem Gesetze mit dieser ganzen
Gelegenheit nur in einen, losen Zusammenhang steht und ihr die Vorbereitung sowie die Aus-
"Wmg der bezüglichenBestimmungen nicht obliegt, so haben wir doch einen anderen Stand¬
punkt eingenommen, indem wir Mittel und Wege gesucht und gefunden zu haben glaubcu, wie
^° Ausführung des Gesetzesmit Hülfe der Prouinzialverwaltungen sicher gestellt werden kann.
"" Prouinzialansschüssein allen Provinzen und namentlich in der Nheinvrovinz sind dieser An-
^""ung voll und ganz beigetreten. Zur Erreichung des angeführten Zweckes war vor allen
^en ein enge Verbindung der für die Ausführung des in Rede stehenden Gesetzes zu
. ""'deu neuen Verwaltung mit der Provinzialverwaltung nothwendig und zwar m der Art,
"' Letztere für die nächsteZeit wenigstens die Geschäfte der Ersteren führt. Da das Gesetz

5 "° s°lche Verbindung nicht geschaffen hat, so ließ sich dieselbe nur durch das Statut der Ver-
^""'gsanstalt und durch Vertrag erzielen. Die Versicherungsanstalt Rheinland hat ein m
su ? 6""e ausgearbeitetes Statut angenommen und ist hierauf ein meinen Ausführungen ent-
'""chender Vertrag zwischen der Provinzialverwaltung und der Versicherungsanstalt abgeschlossen

"°en. Dieser Vertrag ist Ihnen, meine Herren, vom Provinzialausschusse zur Ertheilung der
Gehaltenen Genehmigung vorgelegt. Weun dieser Vertrag von Ihnen angenommen wnd, so

7" ' ich die Znsichernng aussprechen zu dürfen, daß es uns gelingen wird die schwinge Arw
° ^"«lligen und zwar, ohne daß allzu große Kosten entstehen und ohne daß d.e ernsten
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Bedenken, welche man dein Invaliditätsgesetze entgegen gehalten hat, in unserer Provinz allzu
schwer empfunden werden. Wahrend nach amtlichen Angaben an Kosten 1 Mark pro Kopf
gerechnetwird, was für die Nheinvrouinz 1 200 000 Mark ausmache" würde, glaube ich heute
schon sagen zu können, daß wir nur einen bescheidenen Theil dieser Summe in Anspruch nehmen
werden. Nach dem Ihnen vorgelegten Ausgabe-Etat werden nämlich in den nächsten zwei Jahren
die Kosten der Centralverwaltung des Invalidenwcsens 70 bis 80 000 Mark nicht übersteigen;
hierzu treten allerdings noch örtliche Kosten für Schiedsgerichte,Vertrauensmänner u, s. w,, welche
wir noch nicht kennen, die aber eine solche Summe, wie vorgenannt wurde, unmöglich erreichen
können. Welchen Einfluß der Anschlußder Alters- und Inualidenucrsorgung an die Provinzial-
vcrwaltung auf die Kosten haben wird, davon haben wir bei der landwirthschaftlichenUnfall¬
versicherung ein Vorbild erlebt. Auch hier wurde Anfangs die Vermuthung laut, die Kosten
würde» in's Ungemesfenesteigen, wenn die Verwaltung mit der Provinz verbunden würde, allem
was war das Resultat? Die Kosten betragen für 1/2 Million Versicherte etwa 20 000 M, wozu
die gleicheSumme als Kosten der Sektionen tritt, im Ganzen also 40 000 M,, während M
Hessen-Darmstadt, wo die landwirthschaftlicheUnfall-Versicherungauf eigene Füße gestellt ^worden
ist, was von der hiesigen Presse auch für uns vielfach empfohlen worden ist, die Kosten der
eigenen Anstalt für 100000 Versicherte sich mehr als auf das Doppelte der Kosten der Rheinischen
landwirthschaftlichen Verufsgenosfeuschaft belaufen. Bevor ich Ihnen die Einzelheiten des
Vertrages vortrage und auf den Antrag des Provinzialausschusseseingehe, möchte ich bitten, dem
Herrn Landesrath Klausener, welcherdie Einrichtungen für die Alters- und Invalidenverforgung lN
hiesiger Provinz mit großer Geschicklichkeitgetroffen hat, zu einer näheren Erläuterung das Wort
zu geben.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich ertheile das Wort dem Herrn Landesrath
Klausener.

Landesrath Klausener: Gestatten Sie mir, meine Herren, daß ich in kurzen Worten
Sie auf das Interesse hinweise, welches der Provinzialuerband und die Versicherungsanstaltde
Nheinvrouinz gemeinschaftlichan dem Zustandekommendes Ihnen vorliegenden Vertrages haben»
Das Interesse des Provinzialverbandes resultirt hauptsächlichaus den Bestimmungen des 8- ^
des Gesetzes, wonach die Eommunalverbände die Garantieverbände für die Versichernngsansta
darstellen. Wenn auch der Eintritt in die Garantiepflicht unwahrscheinlichist, so ist doch das
Existenzwcrdendieser Garanticvflicht denkbar und auch möglich. Unwahrscheinlichdeshalb, «ei
die territoriale Abgrenzung der Bezirke der Versicherungsanstalt auf versicherungstechnischem Wege
stattgefunden hat und dadurch hinreichendVorsorge getroffen worden ist, daß eine Garantiepstrch
wohl als ausgeschlossenbetrachtet werden kann. Je breiter die Schultern, auf welchendie L«!
ruht, je geringer ist die Gefahr, daß sie unfähig werden, diefe Last zu tragen. Aber abgesehn
von dieser territorialen Abgrenzung der einzelnen Bezirke ist auch in dem Umstände die Unwahr'
scheinlichkeit begründet, daß dem Gesetze zu Grunde liegt das sogenannte Kapitaldeckungsverfahren,
zufolge dessen die Beiträge in einer solchen Höhe beinessen worden sind, daß sie jedesmal hinreiche»,
die Ansprücheder einzelnen Rentenberechtigtenzu befriedigen. Zu diesen Beiträgen ist auherde'
noch ein Zuschlag genommen worden, welcher dazu dient, sowohl die Kosten der Einrichtung a
auch die Kosten der Verwaltung zu decken. So groß aber auch nun diese UnWahrscheinlichkeit "'
so kann doch nicht in Abrede gestellt werden, und der Gesetzgeber hat diesen Fall auch vorgesM"'
daß der Eintritt in die Garantiepflicht für den Eommuualverband möglich wird. Er lan
möglich werden auf Grund der Bestimmungen der §§. 66 und 6? des Gesetzes. V'e,
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Nestimmungen handeln darüber, daß eine Veränderung in den einzelnen Bezirken unter gewissen
Voraussetzungenmöglich ist. Wenn diese Veränderungen eintreten, beispielsweise durch Ausscheiden
größerer Knappschaftsverbände, größerer Eisenbahnanstalten, dann kann der Fall eintreten, daß
die Versicherungsanstalt aufgelöst wird, und für diesen Fall bestimmt das Gesetz, daß dann die
Aktiva und Passiva der aufgelüstenVersicherungsanstalt auf die communalenVerbände, für welche
die Versicherungsanstalt errichtet ist, übergehen. Ob die Aktiva hinreichen, die Ansprüche der
Vcrsicherungsberechtigtenimmer zu decken, läßt sich im Momente der Auflösung der Versicherungs¬
anstalt nicht bestimmen, sondern erst dann übersehen, wenn die sämmtlichenRentenberechtigten
mit Tode abgegangen sind. Es liegt also immerhin ein Risiko für den Communalverband
darin, daß er bei eventueller Auflösung der Versicherungsanstaltan die Stelle der letzteren tritt.
Ein zweiter Fall der Möglichkeit des Eintrittes des Communalvcrbandes in die Haftpflicht
rchiltirt aus der Bestimmung des §. 129 des Gesetzes. Er handelt über die Vermögensuerwaltung
und bestimmt, daß gegebenen Falles der vierte Theil des Vermögens nicht in pupillarischen
Sicherheiten angelegt zu werden braucht, sondern in anderen zinstragenden Papieren und in
Grundstückenangelegt werden kann. Das Vermögen der einzelnenVersicherungsanstaltenist ein
außerordentlich großes. Ich gestatte mir in dieser Hinsicht auf einiges zurückzugreifen, was
^e bereits vom Herrn Landesdirektor gehört haben. Die Zahl der Versicherungspflichtigenfür
"e Nheinprouinz beläuft sich auf 1 200 000 Versicherte.

Diese 1 200 000 Versicherte,oder, wenn ich abrunden will, 1 Million, werden im Laufe
es nächsten Jahres unter normalen Verhältnissen 52 Millionen Marken aufzuklebenverpflichtet

Mn. Diese 52 Millionen Marken, meine Herren, rcpräscntircn — wenn ich die Marke mit 25 Pf.
«nehme, allerdings ein Betrag, der in den einzelnen Lohnklassennicht vorgesehen ist, den ich
"er wohl als Durchschnittswerthder einzelnenKlassen zu bezeichnen mich berechtigthalten kann —

°Men Durchschnittswerth von ungefähr 13 Millionen Mark. Alfo im Laufe eines Jahres, meine
Herren, wird sich der Bestand des Vermögens auf 13 Millionen beziffern. Nun nehme ich an, daß
le Summe von 52 Marken für den Kopf des einzelnenVersichertenzu hoch gegriffen ist, indem

,^ Zeiten der bescheinigtenKrankheit und die Zeiten der Ableistung von Militärverpflichtungen
^ Abzug zu bringen sind. Wenn Sie aber andererseits erwägen, daß in dieser Summe nicht
Inbegriffen ist die Anzahl der Selbstvcrsicherer,und weun Sie auch erwägen, meine Herren, daß
^ Anzahl der vcrsicherungspflichtigenPersonen sich im Laufe der Zeit noch vermehren wird, daß

^'ch größere gewerbliche Institute und Betriebe eine größere den nothwendigenBedarf an Marken
übersteigende Anzahl von Marken stets besitzen werden, so glaube ich, daß ich die Zahl nahezu
Mig greift, wenn ich sie auf 10 Millionen Mark beziffere, die als Reservefonds der Anstalt
'" Schlüssedes Jahres betrachtet werden können.

Auf diesen 10 Millionen Mark lasten allerdings die Verpflichtungen der Versicherungs¬
anstalt, welche bestehen in der Auszahlung von Renten. Wir haben im Laufe des nächsten
^"l)res Invalidenrenten nicht auszuzahlen, indem die Auszahlung der Invalidenrenten voraus-
^tzte, daß 4? Veitragswucheu seitens des Versicherten bezahlt worden sind, sodaß also eine

"Zahlung von Invalidenrenten erst im November oder Dezember nächsten Jahres erfolgen
'lo; wohl aber gelangen zur Auszahlung alle Altersrenten von Personen, die das 70. Lebens-

h^ zurückgelegt haben und im Besitz der betreffenden Nachweisuug über Krankheiten sich
»cm! "' ^" ^"ö"hl dieser Personen beziffert sich auf 7—8000 für die Nheinprovinz und
^ einer ziemlich genau ermittelte,: Tabelle beziffern sich die Rcutenbctrüge, die an diese

-8000 Perfouen znr Auszahlung gelangen werden, auf rund eine Million Mark, so daß
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wir nach Abzug dieser Summe am Ende des Jahres immerhin noch einen Reservefonds von
9 Millionen zur Verfügung haben weiden. Dieser Reservefonds, meine Herren, wird sich ml
Laufe der Zeit fchr bedeutend vermehren, indem befondcrs in den ersten Jahren die Ansprüche
an die Versicherungsanstalten und ihre Verpflichtungen weitaus nicht fo groß sind, als der
Reservefonds sich darstellte. Diese große Vcrmögensmasse. die bezüglich der 31 Versicherungs¬
anstalten in die Milliarden hineingeht, meine Herren, hat ganz entschieden einen großartigen
Einfluß auf den Geldmarkt und auf die Anlegung in pupillarifcher Weife. Was den letzteren
Punkt angeht, fo glaube ich nicht, daß der ganze Erlös aus dem Markenverkauf pupillanfch
sicher augelegt werden kann, daß wir vielmehr von der Bestimmung und Befugniß, die uns M
dem eben erwähnten Paragraphen gegeben sind, über kurz oder lang Gebrauch machen müssen,
und hiernach den vierten Theil unseres Vermögens auch in anderen zinsbaren Papieren und
Grundstücken anlegen. Diese Anlage des Vermögens kann aber zur Folge haben, daß eine
vorübergehende Zahlungsverlegenheit für die Versicherungsanstalt eintritt, und daß bei dieser
vorübergehenden Zahlungsverlegenheit wiederum der Commuualverband die Körperschaft lst,
welche uns aus diefer Verlegenheit zu helfen verpflichtet ist.

Endlich, meine Herren, tritt auch noch der Umstand hinzu — und hier ist wirklich die
Frage des Eintritts des Communalvcrbandes schon existant geworden — daß derselbe die Koste«
der ersten Einrichtung trageu muß, und diese Kosten, wenn sie auch nur Verwaltung^ un
Vüreaukusten betreffen und nicht fo bedeutend sind für das erste Jahr, doch immer eine gewiM
Höhe erreichen werden. Veifpielsweife, meine Herren, hat die Herstellung der Quittunastarten.
die an die 1200 000 Vcrsicherungspstichtigc vertheilt worden sind, 16050 M. gekostet, die
Transporttosten der Quittungskarteu von Berlin nach Düsfeldorf uud vou Düsseldorf an dtt
einzelnenunteren Verwaltungsbehörden haben eine Summe von 2300 M. erheischt, wozu immerln
noch einzelne mehr oder weniger große Beträge hinzukommen. ^

Meine Herren! Diese Umstände machen es immerhin möglich, daß der Connnuna -
verband in die Haftpflicht der Versicherungsanstalt gegenüber eintritt. Andererseits ist auch '
Versicherungsanstalt selbst in der Lage, ein großes Interesse an dem Zustandekommen des Ver-
träges zu haben. Diesen Beweis möchte ich, wenn Sie gestatten, per ai-Zumentuw
oontrario führen und sagen: wenn wir einen Vertrag mit dem Communalverbande n'cy
abschließen, in welcher Läge weiden dann künftig die Beamten der Versichcruugsanstalt V 1
befinden? Wir würden nur in die Alternative verfetzt werden können, selbst für die Versicherungs¬
anstalt Reglements, welche die Pensions- und Waiscngelder regeln, die Gehaltsskala festsetzen
und die Disziplinarbcfugnisse lc. ordnen, aufstellen zu muffen und dabei diejenigen Reglement '
welche sich bewährt haben und welche für den Provinzialverband fchon feit längerer 3"
bestehen, naturgemäß nur zum Muster nehmen und nach Maßgabe diefer Reglements neue
Reglements entwerfen können. Die andere Alternative wäre, daß wir nnfere Beamten al
Privatbeamte betrachten und mit jedem Einzelnen einen Vertrag schließen, nach welchem «ue
diese Bestimmungen auf die Person des Beamten Anwendung finden sollen.

Unter diesen Umständen glaube ich, meine Herren, daß es besser ist. das zu acceptlren,
was uns von Seiten des Provinzialverbandes hier dargereicht wird, daß wir nämlich """
Vertrag schließen, wonach alle Beamte, die bei der Versicherungsaustalt augestellt sind. "
Pruvinzialbeamte betrachtet werden und nach demselben Maßstabe und denselben Regeln venr^
theilt und bemessen werden.

Nun, meine Herren, ist auch im Vertrage vorgesehen, daß hiermit nicht eine dauernde
Verbindnng zwischen dem Communalverbande und der Versicherungsanstalt zn Stande geblaw
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Werdensoll, sondern es wird Ihnen vorgeschlagen,einstweilen nur den Vertrag auf 5 Jahre
zu genehmigen. Diese Zeit wird hinreichen, entweder zu beweise», daß nur an der Hand dieses
Vertrages die Versicherungsanstalt wciterblühcn und gedeihen kann, und dann werde» Sie in
die Lage versetztwerden, s. Z. eine Verlängerung des Vertrages zn genehmigen, oder die Zeit
wird hinreichen zn beweisen, daß die Versicherungsanstalt auf eigenen Füßen stehen uud daß
sie den Schutz der Pruvinzialvcrwaltung entbehre» kauu. Ich möchte Sie bitten, mciue Herren,
den Vertrag, wie er Ihnen vorliegt, im Interesse der Versicherungsanstalt zu genehmigen uud
hiermit beizutrageu, daß uusere großartige Aufgabe, die wir zu löseu berufen find, anch in
Wirklichkeitgelöst werde. (Bravo!)

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort hat der Herr Landesdirektor.
Landesdirektor Klein: Meine Herren! Herr Landesrath Klausener hat das weitgehende

Interesse, welches der Provinzialuerband an der Durchführung des Alters- und Invaliden-
^ersichenmgsgcsetzes hat, eingehend dargelegt; er hat Ihnen insbesondere angeführt,daß bei der Auflösung
°°r Anstalt der Provinzialuerband Aktiva und Passiva gesetzlich zu übernehmen hat. Vergegen¬
wärtigen Sie sich aber, meine Herren, wie wird die Uebergabe sein? Was die Aktiva betrifft,
W glaube ich nicht, daß diese uns viel Kopfzerbrechens verursachen werden, allein die Passiva
werden schwer in die Wagschale fallen. Dieselben werden gröhtentheils in den Renten bestehen,
welche weiter bezahlt werden müssen, in Renten, deren Gesammthöhe sich heute gar nicht
dessen laßt. Ich kann in dieser Hinsicht nur darauf hinweifen, daß wir 10 Millionen ungefähr
n Beitragen jährlich zu erheben haben, denen Renten im gleichenBetrage gegenüberstehen,ohne
ln Neichszuschuß,und alle diese Renten wird die Provinz bei der Auflösung zu übernehmen

Mven. Daß wir bei einer solchen Sachlage vor Allem die Hand auf die Verwaltung zu legeu
unschen, um insbesondere durch Ansammlung eines ordentlichenReservefonds die Gefahren für
en Provinzialuerband zu vermindern, liegt ziemlich nahe. Das erlassene Gefetz ist in dieser

Umsicht mangelhaft; es bestimmt weiter nichts, als daß der Landtag die beamteten
, tglieder des Vorstandes wählen soll, im Ucbrigen ist keinerlei weitere Verbindung zwischen
^" ^rovinziallandtage, dem Prouinzialausschusseund dem Landcsdirektor und dem Vorstande der

«sichenmgsgesellschllft im Gesetze hergestellt.Ich möchte den dürftigen Nestimmungendes Neichs-
^sehes gegenüber fast annehmen, daß alle diejenigen, die für das Gefetz gestimmt haben, dabei
°n der Voraussetzung ausgegaugen sind, daß die Verwaltung durch ein preußischesAusfülirungs-

°^etz ,wch „^^ ^regelt werde. Letzteres ist aber nicht geschehen und wir befinden uns deshalb
^"°r Lücke gegenüber. Der Provinzialausfchuß glaubte in Uebereinstimmungmit den Ausschüssen
°r anderen Provinzen diese Lücke in der Weise am Besten überbrücken zu können, daß der
° °soirektor als erster Beamter, als Vorsitzenderbestellt und damit die dauernde Verbindung

snn °°'n Ausschüsse uud den, Provinziallandtage aufrecht erhalten werde. Dem Landesdirettor
alsdann, da er bei seinen vielen Aufgaben sich der Versicherungsanstalt nicht ausschließlich

m> "^ kann, ein Oberbeamter als ständiger Stellvertreter zur Seite gestellt werden, in gleicher
der ^ "^ ^^ in dem neuen Vcrwaltungs-Organisationsgesetzehinsichtlich des Bezirksausschusses

Fall ist, wo dem Negierungs-Präfidenten der Verwaltungsgerichts-Direktor als staubiger
^T^treter zur Seite steht. Ferner werden dem ständigen Stellvertreter bezw. dem Landes-
Werk "^ Vorsitzenden noch zwei Obcrbcamte beigcgebcn, welche Mitglieder des Vorstandes
tom °"' ^'^ ^' «"deren Seite haben die Versicherten, welche auch zu ihrem Rechte
der N°" '""^"- und die Arbeitgeber je zwei Mitglieder in den Vorstand abzuorducn, sudaß

' -""stand aus siebeu Mitglieder,,: den drei Beamten, alfo dem Landesdirettor oder dem
54
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ständigenStellvertreter und zwei Oberbeamten und zwei Arbeitgebern und zwei Arbeitern besteht.
Ferner soll, für die nächsten fünf Jahre wenigstens, das gesammte übrige Personal, die Bürcau-
bcamten, die Kassenbcamteu, aus den Provinzialbcamten genommen werden. Dahin, meine
Herren, zielt der Vertrag, welchender Ausschuß der Versicherungsanstalt bereits genehmigt hat,
uud mit welchem das Reichsvcrsicheruugsamtsich seinerseits auch einverstanden erklärt hat.
Er lautet:

Die Provinzialvcrwaltung der Nheinprovinz verpflichtet sich, dem Vorstande der
Invaliditäts- und Altcrs-Vcrsicherungsanstalt Rheinprovinz die bei dem letzteren zur Erledigung
der Bureau-, Kassen-, Nechnungs-, Kanzlei- und Botengeschäfte erforderlichen Beamten
zu aestellen.

ß. 2.

Diese Beamten werden seitens der Provinzialverwaltung der Rheinprovinz entweder
aus den bereits vorhandenen Provinzialbcamten genommen, oder im Wege der Nenanstellung
gewonnen.

Die Gestellung der Beamten erfolgt seitens des Provinzialverbandcs auf vorheriges,
dem Landesdirektur der Nheinprovinz mitgetheiltes Ersuchen des Vorsitzendendes Vorstandes der
Versicherungsanstalt. Die Auswahl der der letzterenzn gestellenden Beamten ist lediglich Sache des
Provinzialausschusscs bezw. des Landesdirektur«. Die auf dicfe Weise der Versicherungsanstalt
überlassenen Beamten bleiben, bezw. weiden Proviuzialbcamte und sind hinsichtlichihrer Nechu
und Pflichten sämmtlichen, für diese bestehendenBestimmungen auch währeud der Zeit ihrer
Beschäftigungbei der Versicherungsanstalt unterworfen. Die durch den Pruvinzialausschuß bezw.
den Landesdirektur erfolgte Berufung eines Beamten zur Wahrnehmung vun Geschäften der
Versicherungsanstalt ist jeder Zeit widerruflich.

Die Höhe der Bezüge der der Versicherungsanstalt überlassenen Beamten uud der
Hinterbliebenenwird lediglich durch die für die Provinzialbcamten geltendenBestimmungen g^rege
und von dem Provinzialausjchusse, bezw. dem Landesdirektur festgestellt. Die Versicherungsansw
hat die hiernach sich ergebenden Beiträge dem Pruviuzialvcrbande zu vergüten Im F^e
Pensioniruug oder des Todes eines bei der Versicherungsanstalt beschäftigten oder beschäftig
gewesenen Provinzialbeamten werden die demselben oder seinen Hinterbliebenen zustehenden Bezug
von dem Proviuzialvcrbaude und der Versicheruugsaustalt nach Maßgabe der Beschäftigung^'
des Beamten im Prvvinzialdienste und im Anstaltsdicnste gemeinsamgetragen. Ist ein Pro""'^
beamter lediglichim Dienste der Versicheruugsaustalt thätig gewesen, so hat letztere hiernach""

Der Vertrag ist einstweilen ans die Dauer vun füuf Iahrcu geschluffc». I" 3"llc
Ablauf der 5 Jahre eine Erneuerung dieses Vertrages nicht erfolgen, oder der Vertrag vor)
aus irgend einem Grunde gelüst werden sollte ^- (es ist ja denkbar, daß die Gesetzgebung l"
mit der Sache befaßt) - ist die Versicherungsanstalt verpflichtet,die bei der letzterenbesch"'"^
Provinzialbeamten mit den aus ihrer Anstellung nach den für die Provinzialbeamten gelte'"
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Bestimmungen hervorgehenden Rechtenund Pflichten zu übernehmen und den Provinzialverband
für die Ansprüche dieser Beamten schadlos zu halten. Der Provinzialverband wird bei Neu-
cmstellungenden Beamten die Verpflichtung zum Uebertritt iu deu Dienst der Versicherungs¬
anstalt auferlegen und eine definitive Anstclluug der für die letztere anzunehmenden neuen
Provinzilllbcamtcn wahrend der 5jährigeu Frist thuulichst vermeiden.

Wenn Sie. meine Herren, diesen Vertrag prüfen, so werden Sie finden, daß wir Licht
und Wind möglichst gerecht zwischen Versicherungsanstalt nnd Provinz vertheilt haben, daß
wir weder dem Einen zu viel, noch den. Andern zu weuig gegeben haben, und daß nur die¬
jenigen Kanteten ergriffen find, welche nothwendig erscheinen,um bei der Auseinandersetzung,
die Provinz vor Schaden zu bewahren.

Der Antrag des Provinzialausschnsscs geht dahin:
„Der Provinziallandtag wolle: .

I. dem mit dem Vorstande der Invaliditäts- und Alters-Versicherungsanstal Nhem-
Provinz abgeschlossenen Uebereinkommen vom 6. November 1890 die vorbehalteue
Genehmigung ertheile», uud

II. deu Provinzialansschuß ermächtigen, den Vorsitzenden, dessen Stellvertreter, sowie
die übrigen beamteten Mitglieder des Vorstandes und die erforderlichenStellver¬
treter zu bestellen." ^ ^ .^„ .

Es würde nicht zweckmäßigsein die nuter II. des Antrages vorgeseheneBestellung der
beamteten Mitglieder des Vorstandes dem Landtage vorzubehalten, weil innerhalb der zwei
Jahre, innerhalb deren der Landtag sich in der Regel nicht versammelt, häufiger Aenderungen
""treten können und weil zwischenzeitlich das Interesse des Dienstes erfordern am. daß e.n
Beamter vorübergehend bei der Versicherungsanstalt und demnächst bei der Centralstellebeschäftigt
^«d. Es mnß in dieser Beziehung den, Proviuzialausschuß die nothwendige Freiheit der
Regung gewährt werden. Ich bitte also diesen Antrag anzunehmen ..^„. ,..,.
,, Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich stelle diesen Antrag zur Di tu ston uu
bltte diejenigen Herren, welche zum Gegenstand sprechen wollen, sich zum Wor 3« ^ d"' ^
">"°et sich Niemand. Ich darf constatiren. daß das hohe Haus die Autrage des PromuM.
"usschusses angenommen hat. Es folgt der weitere Gegenstand der Tagesordnung:

..Bericht des Provinzialansschnsses über die AnMhrnng der ^.^34.
Proviuziallandtages, betreffend die Vertheilnng "" ^m -

Referent ist der Herr Abgeorduete Becker. Ich ertheile ihm da Wort
, , Velichterst tter Abgeordneter Becker: Meine .Herren! Ue er diese A"^^ ^
""che ich Ihnen N me,is 2" erstatten habe, Uegt bereits em ged nck
^"cht vor. Ich kan,i n.ich daher auf wenige Worte beschränken Me.ne Herr n! Frühe
>dwge, insou erheit a.ich der 34. Provinziallandtag haben sich bereits mit dieser Ange egeuhet
?«ftigt. Der 34 L^dtag sprach aus, daß die regelu.äßige Wieder ehr der ^uarwrun^

^"" in ei.izelne,iGegenden de Provinz als eine ungleiche und unerträgliche Last empfunden
""de, und daß d MM e d ese! Uebelstandesals eine Verpflichtung der Neichsvenvaltuug zu

Mchnm ist und beauftragte den Provinzialansschuß, diesen Beschluß cm der zustanden Solle
U" Ausdruck zu bringen Der Proviuzialausschuß hat nun zunächsteme genaue Mchw isung

'? die VerunAel? ^rrn Ober-Präsidenten herbeizuschaffen gewußt, ^ '«M^ « ^
^h" 1886,188?, 1888 die Vertheilung der Einguartienmgslast auf die verschiedenen Gegenden
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der Nheinprovinz möglichstgenau ersichtlich gemacht ist. Diese Nachweisungliegt Ihnen ebenfalls
im Druck vor. Die Resultate, die aus dieser Nachweisung zu ziehen sind, sind bereits in dem
gedruckten Bericht speziell ausgeführt und zwar nach beiden Richtungen hin, sowohl nach der
Dichtigkeit der Bevölkerung, als nach dem Steuerfuß. Ich glaube mich auf die Bemerkung
beschränken zu sollen, daß durch diese Nachweisung für die drei Jahre 1886, 1887, 1888 die
Annahme, von der der 34. Prouinziallaudtag in seiner Resolution ausging, im vollen Umfange
ihre Bestätigung gefunden hat, daß zur Zeit die Einquartierungslast eine für die verschiedenen
Theile der Provinz verschiedenartigdrückende ist, daß sie nämlich in manchen Theilen gar nicht Platz
greift, während andere Theile in der Provinz ganz erheblich damit belastet sind. Ihr Ausschuh hat sich
auf Grund dieser Nachwcisungund des ihm von dem 34 Prouinziallandtage gegebenen Auftrages
an den Herrn Ober-Präsidenten mit der Bitte gewandt, bei der Neichs-Militärverwaltung dahin gütigst
wirken zu wollen, daß eine Abhülfe dieses Uebelstandes seitens der Neichs-Militärverwaltung
herbeigeführt werden möge. Darauf ist aber durch den Herrn Minister des Innern die Antwort
geworden, daß der Herr Reichskanzler es wenigstens zur Zeit nicht für thunlich erachtet, einen
Ausgleich der Einquarticrungülast vou Neichswegeuherbeizuführen, nachdem erst durch das Gesetz
vom 21. Juni 188? die früheren Bestimmungen über die Quartier- und Naturalleistungen für
die bewaffneteMacht im Frieden in einer die Interessen der Quartiergcbcr nach Möglichkeu
berücksichtigenden Weise abgeändert und ergänzt worden seien. Der Prouinzialausschuh sieht sich
also zur Zeit einer direkt ablehnenden Haltung der KöniglichenStaatsrcgicrung gegenüber.
Der Herr Minister hat aber zugleich den Prouinzialausschuh auf den Z. 37 der Provinzial-
ordnung aufmerksamgeinacht, welcher besagt, daß der Prouinziallandtag zu den Ausgaben, welche
zu Erfüllung von Verpflichtungen und im Interesse der Provinz erforderlich sind, einmal die
Dotationsgeldcr verwenden und schließlichProvinzialabgaben ausschreiben könne. Der Herr
Minister hat auf Grund dieses Paragraphen darauf hingewiesen, daß derselbeder Prouinzial-
uerwaltung die Befugnih gebe, durch eine mit den übrigen Prouinzialumlagen zu erhebende
Provinzialabgabe sich die nöthigen Mittel zu beschaffe», um den für erforderlich erachteten
Ausgleichder Einquartierungslast selbst bewirkenzu können.

Meine Herren! Ihr Prouinzialausschuh hat nicht geglaubt, daß er diesen Weg betreten
könne und Ihneu einen dahingehenden Vorschlag machen solle, er ist der Ansicht, daß man kaum
dem §. 3? eine solche weite Auslegung geben könne. Es handelt sich hier um keine VorpstichwW
der Provinz, es handelt sich um eine anerkannte Reichslast, die auch reichsgesctzlich geordnet M,
und der Prouinzialausschuh hat es für höchst bedenklich gehalten, für die Mängel der Reiche¬
nder Stantsgesetzgebungvon Provinzwcgen einzutreten; aus diesem Grunde hat er geglaubt, sic)
der Stellung von weiteren Anträgen enthalten zu sollen, iudem er der Ansicht war, daß der von
dem Herrn Staatsministcr vorgeschlagene Weg zu viele Unzuträglichkeiten herbeiführe. M
habe keinen weiteren Auftrag als diesen Beschluß des Provinzialausschusseszu Ihrer KenntnW
zu bringen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Freiherr
von Loö.

Abgeordneter Freiherr von Loö: Meine Herren! Ich bin sowohl dem Provinzwl-
ausschusse wie auch der Commissionsehr dankbar für die Auffassung, die sie in dieser Frage km'v
gegeben haben. Die Nachweisnngen, die uns vorliegen haben ja, wie der Herr Referent eben
schon hervorgehobenhat, auf'ü Klarste nachgewiesen,wie groß die Belastung im Allgemeinenl,t,
und wie groß sie namentlich in einzelnenTheilen der Provinz ist. Es beträgt ja, wenn ich n'^
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nre, i>, einzelnen Kreisen die Abgabe beinahe eine Mark pro Kopf der Einwohner, während in
anderen Kreisen die Bewohner ganz frei von dieser Last sind, Die Lasten werden getragen, indem
theils die Gemeinden Zuschüsse leisten, theils die Quartierträger die Lasten selbst tragen. Der
Herr Referent hat ganz richtig hervorgehoben, daß es nicht die Aufgabe der Provinz fein könne,
hier helfend einzutreten, daß der §, 3? der Prouinzialordnung hier eine Anwendung nicht finden
solle. Meine Herren! Wir würden, wenn wir diefen Weg beschreiten würden — was jeden¬
falls mit der Klugheit nicht übereinstimmt, wenn ich so sagen darf — und wenn die Commuual-
verbände und die Provinzialoerbände dazu übergehen wollten, diese Lasten zu übernehmen, dann
würden wir von Neichswcgen in dieser Beziehung niemals etwas erreichen, während wir doch
sngcn müssen, daß das Reich die'Verpflichtung hat, diese Lasten zu überuehmen. Wir stimmen
also in dieser Frage überein. Nun würde es sich fragen, ob wir einfach nur diese Auffassung
°cs Provinzialausschussesund der Commissionzur Kenntniß nehmen wollten, oder ob wir weitere
Schritte thun sollen. Meine Herren! Ich glaube, wir sollten die Schritte immer wiederholen,die
wir bisher stets gethan haben. 6uttu, «avat l^idom non vi soä saepo oaäonäo. Wenn man
'Miner darauf zurückkommt und wenn man mit seinen Forderungen im Rechte ist, so wird
^U'em endlich dieses Recht doch zuerkannt und. meine Herren, wir haben gerade in diesem
Jahre die Aufgabe nus darüber anzusprechen. Ich glaube, man könne sich sogar bei der
Stnlltsregierung darüber wundern, wenn wir in diesem Jahre schwiegen. Wir haben in ver¬
schiedenen Theilen der Provinz wieder die Manöver gehabt und es ist in diesem Jahre die
"we Art der Verpflegung zur Auwendnng gekommendurch die Lieferung von Viktualien für die
^'llppc». Es ist kein Zweifel, daß diefc Art vollständig Fiasko gemacht hat. Die Viktualien,
°" geliefert wurden sind, sind im Allgemeinen praktisch nicht zur Verwendung gekommen. Die
^uartiergebcr haben einfach wie früher den Leuten ihre Suppe und ihr Esse» gekocht und nichts
°°fur bekommen. Wenn wir darüber schweigen würden in diesem Jahre, wo die Frage uns
wieder zur Berathung vorliegt, würde man daraus den Schluß ziehen künueu, daß, wer schweigt,
^'stimmt, und die Verhältnisse auf diesem Gebiet schön geordnet seien, während thatsächlichder
"ltc Nebelstaud furtdanert und dieser neue Modus durchaus keine Ncmcdur in dieser Beziehung
Waffen hat. Ich möchte daher bitten - ich habe uoch keinen bestimmten Antrag formulirt -
^ das hohe Haus in irgend einer Form, sei es in derjenigen der Resolution oder einer
^Wiun oder Eingabe den Wnnfch ausfprechen möge, wie es dies bereits früher gethan hat.
^ auf dem Wege der Neichsgesetzgebung und durch deu Bundesrat!) die Frage in der Weise
^ordnet werden möge, daß die Quartierträger in geuügeudcr Weife aus Reichsmitteln
'"tschädigt werden mögen.
.. Stellvertretender Vorsitzender Ianßeu: Wollte der Herr Abgeordnete von Los nicht
^ Gute haben, deu von ihm angedeutetenAntrag zn formuliren? Wir können ihn dann noch
" dieser Verhandlung zur Erledigung bringen.

Der Herr Abgeordnete Graf Brühl hat das Wort.
.. Abgeordneter Graf Brühl: Meine Herren! Ich verkenne gar nicht, daß es recht
eoenklich ist. wenn die Provinz ohne Weiteres eine neue Last auf sich uehmeu will. Daß sie

^lich ausgeschlossenist, glaube ich doch nach ß. 3? der Provinzialurdnuug zunächst nicht
"nehmen zu dürfeu Er handelt von den zur Erfttlluug vou Verpflichtungen oder :m

"""esse der Provinz erforderlichen Ausgaben, Es ist überhaupt jede Ausgabe zulässig, die
' Interesse der Prouiuz erfolgt. Ich glaube also, es steht dem nichts entgegen, daß tue

^Mz eine Ausgleichung in Bezug auf die Ouartierleistuug herbeiführt. Es ist das auch von
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der hohen Staatsbehörde uns zunächst anheimgegebenworden, und ich glaube, die juristischen
Bedenken,die der Provinzialausschuß gelteud gemacht hat, dürften doch gegen diese ganz genaue,
klare und bestimmte Fassung der Provinzialordnung kaum in die Waagschale fallen. Die
Ungleichheit, die jetzt besteht, ist nach den vorliegenden Nachweisungeneine ganz ungeheure.
Leider muß ich sagcu, daß die Zusammenstellung mir keine ganz sichere zn sein scheint. Die
Angaben, welche die Mehraufwendungen der Quarticrgeber enthalten, dürften wohl etwas nach
den subjectiven Ansichten der einzelnen Herren Bürgermeister gefärbt sein.

Es ist leider außerdem an einigen Stellen ein Fehler unterlaufen. Bei den nur
bekannten Kreisen ist das, was ans 3 Bürgermeistereien vertheilt werden sollte, einer
Bürgermeisterei zugeschriebenworden. Ich verweise da auf S. 46 der Nachweise. Da steht
auf der Bürgermeisterei Daun alles das, was auf die Bürgermeistereien Duckweilcr und
Sarmersbach gehört. Ich weiß ganz genau, daß iu den Jahren, die da angegeben sind, m
den betreffenden beiden Bürgermeistereien auch Einquartierungen stattfanden; hier aber sind
leine angegeben. Es sind also leider in den NachweisnngenFehler. Ich hätte das gewiß gern
früher gesagt, aber ich habe sie erst heute entdeckt. Ich glaube aber, daß trotz dieses kleinen
Fehlers, der darin vorgekommen ist, eine große Verschiedenheit sicher ist, so daß es doch
vielleicht für die Nheinprovinz ganz bcfonders wünfchcnswcrth fein wird, wenn sie mit einem
Versuchezu einer Besserung vorgehe. Ich glaube, daß die Nheinprovinz diejenige Provinz
des PreußischenStaates ist, welche bis jetzt am meisten unter der Ungleichheitder Einqnartierungs-
lllst leidet. Wir haben hier einige Gegenden, die sich absolut zu Manövern nicht eigne».
Wir haben Gegenden, wo so viel Industrie ist, daß ein Manöver kaum möglich ist, I"
anderen Provinzen ist die Industrie nicht so stark, nicht so compakt auf einige Thäler zusammen-
gedrängt uud es eignet sich dort fast die ganze Provinz zn Manövern, man kann sagen, da
gilt beinahe von allen anderen Provinzen, während hier in der Nheinprovinz gewisse einzc
besonders „bevorzugte" Gcgeudcu eigentlich beinahe alle Jahre, oder wenigstens alle 2—3 Ja)
Einquartierung haben und diese Gegenden leiden ganz erheblich, wenn es sich um eine fo
Einquartierung handelt. Ich glaube deshalb im Interesse dieser Gegenden den hohen Landtag
bitten zn sollen, heute einmal sich zu eiuem Versuch entschließenzu wollen, einen Ausgleich 1 ^
beiznführen, und zwar in der Weife, daß bei einer Einquartierung bei dieser von F^"^.»
von Loö so beredt geschildertenMagazinsuerpflegung ein höherer Zuschuß gewährt wird,
wenn Kantonuemcntsvcrpflegung eintritt, daß also bei einer Einquartierung ohne MagM
Verpflegungein Zuschuß von etwa 5« Pf. eintritt, und zur Eiuquartieruug im KantoiuieinM '
wo der Quarticrgeber felbst die Verpflegung giebt, ein Zuschuß vou 20 Pf. gewährt wird. ^
möchte gern über diefe Zahlen, die blos herausgegriffen sind und die ich nicht weiter begründe
möchte,mich eines Besseren belehren lassen. Ich glaube aber, daß alle die Gegenden, die
jetzt allzusehr unter der Einquartierung geseufzt haben, es dankbar begrüßen werden, wenn
Nheinprovinz/ebenfo wie auf fo vielen anderen Gebieten, den Anfang zu einer Besserung '»a
(Heiterkeit) und ich möchte noch einmal bitten, diesen meinen Vorschlag einer besonderen
wügung zu unterziehen. .

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich ertheile dem Herrn Abgeordneten Gras
von Fürstenberg das Wort.

Abgeordneter Graf von Fürstenberg: Ich möchte auch auf Gruud einiger vclsch^
dencr Bedenken oderfMedenkender Stadt Mülheim, sowie der Gemeinden Heumers und ^
heim, die auch von der Einquartierungslast zwar uicht alle Jahre, aber doch iu mehrerenIay
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>n erheblicher Weise scharf getroffen werde», den Antrag des Herrn Frciherrn von Loe kräftig
unterstützen nnd ich bitte, daß der hohe Provinziallandtag nicht allein es bewenden läßt bei
«cm Referat, welches der Herr Oberbürgermeister Becker uns eben darüber gegeben hat, sondern
die Sache nicht ans sich beruhen zu lassen, vielmehr noch einmal anzuregen, daß von Seiteu
des Militürfiskus ein Ausgleich iu Bezug auf die Eiuquartieruugslast herbeigeführt wird. Ich
will mich enthalten, eingehende Mittheilungen darüber zu machen, dies würde ja vielleichtSache
der Commission sein, der die Sache zur Bcrathuug übergeben werdeu konnte.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Es ist mir soeben von Herrn Freiherrn von Los
Mgender Antrag übergeben worden:

„Der Pruviuzinllllndtag wolle beschließen:
den Provinzialausschuß zu beauftragen, au die Königliche Staatsregieruug in einer
erneuten Eingabe und im Auschlusse an die früheren Beschlüssedes Provinzial-
landtages die Bitte zu richten, einen Ausgleich der Verthcilung der Eiuquartie¬
ruugslast im Frieden möglichstbald herbeizuführen.

Gründe: Ungleichheit der jetzigen Vertheiluug."
Zur Sache felbst meldet sich Niemand mehr zum Wort. Ich gebe das Schlußwort

°°m Herrn Referenten.
Berichterstatter Abgeordneter Becker: Meine Herren! Was die Mängel anlangt, die

^f Brühl in den Nachweisungcngefunden hat, so muß ich dieselben anerkennen, das hat
"uch bereits der Provinzialausschuß gethan, denn in seinem Berichte ist ansgeführt, daß die
' "^Weisungen unmöglich anf volle Genauigkeit Anspruch machen können; aber sie genügt doch,
m mien allgemeinen Ueberblicküber die Lage der Verhältnisse zu geben. Rechtlich kann ich
"gegen für meiue Person mit den Ausführungen des Herrn Grafen Brühl nicht ganz ein¬
banden sein. Ich gebe zu, daß der Wortlaut des ß. 37. an den sich der Herr Graf hält,
'°>er Auffassung scheinbar untersteht, aber mit dem Geiste derProuinzialorduung und des §. 3?

^ tue Auffassung kaum vereinbar. Die Sache liegt nämlich so, daß wir gar kein Interesse
""n haben, daß die Ausgabe von Pruvinzwegen geleistet wird, im Gegentheil, wir haben
^Interesse, daß sie von der Provinz nicht geleistet wird, wir haben nnr ein Interesse, daß

'k überhaupt geleistet wird, und zwar von dem dazu Verpflichtetem Das ist aber uicht die
^l»z. sondern das Reich. Ans dem Grunde halte ich es doch für höchst bedenklich, wenn

"/ms ^„ Vorschlag des Herrn Grafen Brühl in der derzeitigen Lage der Dinge eingehen
°"len. Ich ,„^ f^ner, mögen die Verhältnisse in den anderen Provinzen auch nicht fo
atante sein, wie bei uns. Ungleichheiten iu der Eiuquartieruugslast sind dort so gut vor-
noen wie hier, und mag das Bedürfniß nach Ausgleich der Eiuquarticrungslasten vielleicht

, "' "icht so dringend sein, aber jedenfalls wird es dort auch empfunden. Wir würden alfo
' anderen Provinzen das Vorgehen nur erschwere,!, weun wir hier auf einen derartigen Ver-
), wie Herr Graf Brühl ihn macht, eiugiugeu. Ich habe vom Provinzialausschusse keinen

daß ?' ^ weitergehende Vorschläge zu mache», persönlich aber muß ich allerdings gestehen.
6 "nr der Antrag des Freiherrn von Loö durchaus sympathisch ist und wenn Sie denselben

WM " ^w', so wird der Provinzialausschuß zu erwägcu haben, in welcherForm und zu
h. '" Zeit er weitergehende Anträge an die Staatsregierung zu stellen hat, denen ich Persön-

'"" den besten Erfolg wünschenkann.
Vorli ^"vertretender Vorsitzender Ianßen: Da ein Antrag des Provinzialausschufses uicht

M, fu ist d^. von Freiherrn von Lu« eingebrachte der einzige zu diefem Gegenstand ge-
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stellte. Ich bringe denselben zur Abstimmung und lütte diejenigen Herren, welche den soeben
von mir verlesenen Antrag des Freiherrn von Lo« ihrerseits acceptiren wollen, sich zn erheben.
(Geschieht.) Das ist die große Majorität.

Wir gelangen zu dem folgenden Gegenstände der Tagesordnung:
„Bericht des Provinzialausschnsses über den Antrag des Fischschutzvercinesfür den
Regierungsbezirk Köln". Referent ist Herr Abgeordneter Schmidt von Schwind.

Ich ertheile ihm das Wort.
BerichterstatterAbgeordneterSchmidt von Schwind: Meine Herren! Der Fischschutzverein

für den RegierungsbezirkKöln beantragte unterin 19. September d. Is. die Bewilligung einer
provinziellen Beihülfe. Den Zweck, den der Verein verfolgt, fowie was er feit feiner Gründung
im Jahre 1883 geleistet, finden Sie unter Nr. 52 des Berichts. Der Verein hat nun die
Absicht,das Feld seiner Thätigkeit zu erweitern und zu den drei fchon errichteten Brutanstalten
noch weitere neue zu errichten. Da aber die hierzu verfügbaren Mittel nicht ausreichen, fo bittet
er in erster Linie um eine Beihülfe und im Falle der Prouinziallandtag nur den für die ganze
Provinz bestehenden Bonner Fifchfchutzverein unterstützenwolle, den letzteren zu veranlassen, dom
einen Theil der für dcnfelben vorgcfchlagenenBeihülfe dem Verein für den Regierungsbezirk
Köln zukommen zu lassen. Der Bonner Verein steht unter der bewährten Leitung des Herrn
Professors von la Valette, er erstreckt seine segensreiche Thätigkeit auf alle Theile der Provinz,
unter Anderem hat er diefes Jahr z V. über eine Million Edelfischeier durch die unter ihm stehen-
den Brutanstalten inSaarburg in verschiedene Flüsse des RegierungsbezirksTrier vertheilen lasse«!
ebenso in Nheinbach,also im RegierungsbezirkKöln, ist ein Vrutteich sowie ein zur Zucht geeigneter
Bach eingerichtet; schließlichhat er für 24? in diesem Jahre erlegte Ottern Prämien in allen
Theilen der Provinz gegeben. Da also der Bonner Verein seine Schuldigkeit vollauf erfüllt, da
ferner eine Zersplitterung der geringen verfügbaren Mittel einen schädlichen Einfluß haben bürste,
fo glaubte der Provinzialausschuß nach reiflicher Prüfung die Unterstützung des Kölner Fis^
schutzvereins nicht empfehlenzu töunen und beehrt sich zu beantragen:

„Der hohe Prouinziallandtag wolle den Antrag des Fischschutzuereinsfür den
RegierungsbezirkKöln auf Bewilligung einer provinziellen Beihülfe ablehnen".

Stellvertretender VorsitzenderIaußen: Ich eröffne die Diskusston und schließe sie,
sich Niemand zum Worte meldet. Ich stelle fest, daß der Prouinziallandtag den Antrag des
Provinzialausschussesbestätigt und dementfprechendbeschließt.

Wir gehen weiter in der Tagesordnung: . ,
„Bericht des Provinzialausschusses, betreffend den Antrag auf Erwirkung des P""^
legiums zur ferneren Ausgabe von 20 Millionen Mark Nheinprovinz-Anleihefcheine"-

Ich ertheile dem Herrn Referenten Abgeordneten Dietze das Wort. . ,
Berichterstatter Abgeordneter Dietze: Meine Herren! Der Antrag des Provinz"'

ausfchusses, der sich auf Nr. 53 der Drucksachenbefindet, ist gleichsamein Antrag auf Siche^
stellung der Landesbank für den Fall, daß der nächsteProuinziallandtag erst in zwei Jahr
einberufen werden möchte. Wenn dies der Fall ist, so werden die erfreuliche,, Resultate o
stetigen Zunahme der Darlehen aus der Landesbank seit 10 Jahren Sie mit den, P"""?'^
ausschuß zu der Ueberzeugungbringen, daß es nothwendig ist, daß die Landesbank mit M"
sichergestelltwerden muß für die eventuelle Ausgabe von Obligationen, aus denen allein diefe D" ey
aus der Landesbank bestrittenwerden können. Wie der Bericht Ihnen zeigt, betrugen im Iah"^,,,
die Darlehen 8 000 000 M, und sind in den 10 Jahren bis 1890 von Jahr zu Jahr auf 4« /
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Millionen gestiegen. Seit wir nun in der Lage gewesen sind, bei dem billigen Zinsfuße die
ländlichen Darlehen noch niedriger ausleihen zu können, wie seither, so hat sich die rege Zunahme
der Darlehen noch gesteigert und wir dürfen darauf rechnen, daß jährlich diese Darlehen um
19 Millionen Mark zunehmen werden. Im Besitze der Landcsbank sind nachgewiesen, wie Sie
oas ebenso in dem gedruckt vorliegenden Bericht finden, im Ganzen 33 868100 M. an Werth-
papieren; darunter befinden sich aber eine ganze Emission 3 >/2 "/»iger Anleihe von 10 000 000 M.,
°le noch nicht angegriffen ist, die aber wie auch andere 3'/2"/uige Schuldscheine der Nheinprovinz,
die noch vorhanden sind, in diesen, Augenblick,wie das Allen, die mit dem Geldmarkt bekannt
n»d, auch heute bewußt ist, nicht begebenwerden können. Wenn wir wie seither das Geschäft
"er Landesbank als ein so rege fortschreitendes erhalten wollen, wie es zum Nutzen der Land-
'uuthschaft seither in der Provinz stattgefunden hat, so erbitten wir uns von Ihnen die Geneh¬
migung für den eucntnellen Fall, daß die Fonds der Landesbank in den nächsten2 Jahren nicht
ausreichen, eine Emission von 20 Millionen Papieren nachsuchenzu dürfen und würden von
Anen das Vertrauen erbitten müssen, je nach der Lage des Geldmarktes 4"/uige, 3'/2"/°ige oder
^"/«igc Papiere zu cmittiren und in dieser Rücksicht würden Sie wohl die Eventualität, die bei der
Ausgabe der Papiere nothwendig ist, dem Provinzialausschusseüberlassen. Der Antrag geht dahin:

„Hoher Landtag wolle den Prouinzialausschuh ermächtigen, das Privilegium zur
Ausgabe von 20 Millionen Mark Nheinprovinz ^ Anleihescheinenzur Verstärkung der
Betriebsmittel der Landesbank der Nheinproomz auf einmal oder in verschiedenen
Emissionen nachzusuchen und die Verzinsung und sonstigen Modalitäten festzusetzen".

Im Auftrage des Prouinzialauöschusses erlaube ich mir, diesen Antrag zu befürworten
Und um Ihre Zustimmung zu bitten.

Stellvertretender Vorsitzender Ianhen: Wird das Wort zu diesem Gegenstand
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Das hohe Haus hat den Beschluß des Provinzialaus-
Mlsses aceeptirt und dementsprechendbeschlossen.

Wir haben nunmehr den Bericht des Provinzialausschusses
„über die Errichtung einer landwirthschaftlichenWinterschule zu Kettwig im Land-
kreise Essen"

'Mgen zu nehmen. Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteLieven, dem ich das Wort gebe.
. Berichterstatter Abgeordneter Lieven: Meine Herren! Ich möchte das hohe Haus
' len, m^ gestatten zu wollen, daß wir den letzten Punkt der Tagesordnung Nr. 13 mit dem

^unkt io zusaninien verhandeln. Es handelt sich um die Berichterstattung von neuen Schulen
Geldern, Altentirche», Neuerburg und Hermeskeil.

Ich glaube, daß wir auf diese Weise sparen und doch zu demselbenResultat kommen,
n« die fünf Schulen zufammen behandelt werden.

.. Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich glaube, das hohe Haus ist mit dem Vor-
s„ "Le des Herrn Referenten einverstanden; wir gestatten ihm daher, diese beiden Sachen zu-
'"""«n zu behandeln.

in K Berichterstatter Abgeordneter Lieven: Meine Herren! Bis zum Jahre 1879 bestanden
und " ^"'Movinz nur 3 landwirthschaftlicheWinterschulen und zwar zu St. Wendel, Sinnnern
^ ^ummersbllch, welche von der Provinz unterstützt wurden. Im Jahre 1878 wurde die
Und?^lmg. von 30 600 M. auf 50 000 M. erhöht und vorläufig 25 000 M. für die 3 alten
nus ^ """" schulen zu Manderscheid,Vüttgenbach, Wülfrath, Zülpich und 1880 Heddesdorf

gegeben. 1332 wurde die Schule aus Gummersbach nach Oberpleis verlegt und 4 neue
55
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Schulen in Moers, Odenkirchen,Geilenkirchen und Lutzerath eröffnet. Die provinzielle Unter¬
stützung der sämmtlichen 12 Winterschulen wurde seit 1882/83 auf 45 000 M. festgefetzt. Im
Jahre 1883 wurde die Schule von Mandcrscheid nach Wittlich und die von Vüttgenbach nach
Imgenbroich verlegt.

Vom 31. Provinziallandtage wurde durch das Statut vom 9. Dezember 1885 die
Organisation der Schulen und das Verhältniß der Prouinzialverwaltung zu dem landwirtschaft¬
lichen Verein festgestellt nnd jeder neuen Schule 2 200 M. Zuschuß gewährt, die alten Schulen
erhalten zum Theil 3 ?50 M. Zuschuß. Aus dein Eifelfonds, nicht aus Provinzialmitteln, wurde
seit dem Jahre 1888 die Schule in Hillesheim mit 4000 M. unterstützt.

In einer besonderen Vorlage ist Ihnen die Errichtung einer Winterschnle in Kettwig
vorgeschlagenworden. Meine Herren! Bis dahin gehörte der Kreis Mülhcim a. d. Ruhr zu
dein Bezirk der landwirthschaftlichenSchule in Wülfrath. Die Verhältnisse in Kettwig a. d. Ruhr
sind aber ganz anderer Art, anch hat bei Verhältnissen, wie sie im VergischenLande einmal sind,
der Lehrer in Wülfrath hinreichend und übermäßige Arbeit allein mit dem Distrikt, der unter
der Wülfrather Schule ressortirt, und nachdem nun die Stadt Kettwig und der Landkreis Esse«
die Bedingnngen, die bis dahin als maßgebend erachtet wurden, erfüllt hat, glaubt der Promn-
zialcmsschußIhnen die Annahme diefer Schule empfehlenzu können.

Ein gleiches oder wenigstens ähnliches Verhältniß herrscht bezüglich der Schulen w
Geldern, Altenkirchen,Neuerburg und Hermeskeil. Meine Herren! Geldern gehörte bis dahin
zu dein Bezirk Moers Im ganzen nördlichen Theile der Provinz ist weiter keine Schule, un
die Schule in Moers wird von einem großen Theile der östlich gelegenen Kreise, theils auch
rechtsrheinischen Kreise besucht, während aus den nördlichenTheilen: Geldern, Cleve u s. w. fa!
gar leine Schüler da sind. Das Terrain ist so weit ausgedehnt, daß auch dort dein Provinzw -
ausschuh und dem Centralkuratorium für die Wintcrfchulen die Errichtung einer Winterschu
dort nützlich und nöthig erschien. Was Nltenlirchenbetrifft, so liegen diesem zunächstdie Schulen '
Heddesdorf und Obl,rpleis, beide Orte sind aber sehr weit von Altenkirchenentfernt und in bei c
Orten sind sehr verschiedenewirthschaftlicheVerhältnisse: in Heddesdorf ist die Wirthschaft v""-
ständig, wie sie im Flachlande ist, in Oberpleis ist sie ähnlich, und fo, daß wir den ganzen Thc
des Westerwaldes vollständig ausnehmen müssen von einer Behandlung, wie sie in den Ü"""^
lichen Schulen ist, und außerdem sind die ärmlichenVerhältnissederart angethan, daß auch h^
Provinzilllausschuß im Einverständniß mit dem Eeutralkuratorium der Wiuterschulen «Mb,
Ihnen die Annahme der Schule empfehlen zu müssen. , .

Bei Neuerburg tritt das Verhältniß noch viel fchrofferhervor. In dein ganzen Vez«
der Eifel ist die nächste Schule in Bitburg, eine sogenannte Ackerbauschule, die verbunden ist »"
der höheren Landwirthschaftsschule,von welcher aber der kleine Bauer keiueu Nutzen hat, und s«
welche er kein Interesse zeigt. Dort ist also das Verhältniß dasselbe. Ebenso liegt die Sa)
bezüglich Hermeskeil, oder in einem anderen Orte des Hochwaldes. Auf dem ganzen Hoch«"
ist keine Schule; in Simmern, also ans dem Hunsrück, ist eine Schule, sonst hat der gM
Theil der Provinz auf dem rechten Moselufer keine Schule; es liegt also auch hier dasse
Verhältniß vor, welches bei den anderen Schulen maßgebend ist. -^

Es haben Rundfragen stattgefunden bei den Regierungsbezirken, und wurde im Mg '
rungsbezirk Trier in erster Linie die Errichtung einer Winterschule in Neuerburg und 6""^
oder an - einem anderen Orte, als dringendes Bedürfniß bezeichnet, im NegieruugsbezirkEM
in Altenkirchenund Manen; übrigens sprachen sich der Landrath von Erkelenz für die EllM"
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einer Schule in Erkelenz, der Landrath von Düren sich für die Verlegung der Winterschulevon
Zülpich nach Düren aus. Der Herr Negicrungs- Präsident von Düsseldorf glaubt zur Zeit
"°n bestimmten Anträgen absehen zu sollen, und behält sich vor, die an ihn gelangten, diesen
GegenstandbetreffendenAnträge, fowcit sie nicht durch direkte Korrespondenzenzwischen den Lokal-
abtheilungsdirektorcn und der Vereinsleitung schon jetzt zum Abschluß gebracht werden, erst
nur Zusammentritt des nächstmaligen Provinziallandtags mitzutheilen. Von Köln liegt keine
Aeußerung vor.

Eine Versammlung des Centralkuratorinms mit dem landwirthschaftlichen Verein
^t nun diefe Schulen Ihnen empfohlen und es glaubt der Proviuzmlausschuß den Antrag
stellen zu sollen:

„Hoher Landtag wolle sich mit der Errichtung von landwirthfchaftlichenWinterschulen
in Geldern für die Kreise Geldern und Eleve,
in Altenkirchcn für die Kreise Altenkirchen und Waldbröl,
in Ncnerbnrg für den Kreis Vitburg westlichder Prü'm, und den Kreis Prüm,
in Hermcskeil oder einem anderen geeigneten Orte des Hochwaldes für die zu dem
Huchwalde gehörigen Bezirke des Kreises Bcrncastel und des LandkreisesTrier
einverstanden erklären, unter Gewährung eines Iahrcszuschusses von 2200 M. für
jede Schnle mit der Maßgabe, daß diese Schulen dem für die landwirthfchaftlichen
Winterschnlen der Rheinprovinz bestehendenNormalstatut unterstellt werden."

Namens des Provinzialausschnsfes bitte ich um die Genehmigung dieser Schulen.
Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat der Herr AbgeordneteFritzen.
Abgeordneter Fritzen: Meine Herren! Ich will auf die Einzelheiten nicht näher

"Lehen, ich ^m, Ihnen mir dringend empfehlen, die Vorlage anzunehmen. Die Winterschnlen
Mben sich iti jeder Beziehung segensreich bewahrt, nnd sind in der ganzen Provinz beliebt

orden. Ich „lochte nur eine Frage an den Herrn Referenten bezw. an den Herrn Landes-
"ektoi richten. Es besteht mit dem landwirthschaftlichen Verein ein Vertrag refp. ein

. "nnalstatiit, welches auf 10 Jahre abgeschlossen ist; von diesen 10 Jahren sind bezüglich der
t"en Winterschnlen vielleicht schon 5 Jahre abgelaufen. Ich fetze nun voraus, daß bezüglich

^!« neuen Winterschnlen. da sie nach dem Referate auch unter das Normalstatut fallen füllen,
'^ Frist zur selben Zeit abläuft, als bezüglichder älteren Winterschnlen und daß bezüglichder

fiteren nicht eine neue Frist von 10 Jahren läuft. Es ist nämlich wünschenswert!), daß,
!ck?. ^° ^"^ """ ^ ^lchrcn abgelaufen ist, wenn es also nöthig ist, mit dem landwirth-
^Michen Verein einen neuen Vertrag zu schließen, bezw. eine neue Organisation zu schaffen,
^.^läleich für alle dann bestehendenWinterschnlen geschieht, uud daß nicht der Ablauf der
bei!^" ^ ^ verschiedenenSchulen ein verschiedenerist. Sofern mir der Herr Landcsdircktor

' °"gen tan», daß dieses auch die Auffassung der Verwaltung ist. bin ich vollständig befriedigt.
Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat der Herr Landesdirettor.

^, Landesdirettor Klein: Meine Herren! Der Proviuzialansschuh steht in dieser
für ^ ^"2 ""f dem Standpunkt des Herrn Abgeordneten Fritzen; er wollte sich auch uur
N>orK .^ ^M' auf welche der Vertrag mit den landwirthschaftlichenVereinen abgeschlossen
^ ^ ist, hinsichtlichder neuen Schule,, binden. Es wird noch vor Ablauf der 10 Jahre
der m "'" »'»fassende Vorlage darüber unterbreitet werden, ob und unter welchenModalitäten
Cck f ^"g, wieder erneuert werden foll, nnd wird diefe Vorlage alsdann die sämmtlichen

"len und zwar ebenso die nenen wie die alten umfassen.
55*
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Stellvertretender Vorsitzender Ianhen: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Freiheit
von Diergardt.

Abgeordneter Freiherr von Diergardt: Gestatten Sie mir ein paar Worte m
Bezug auf die landwirthschaftlicheSchule zu Hermeskeil. Es heiht in dem Antrage: .."
Hermeskeil oder einem anderen geeigneten Orte des Hochwaldes". Ich komme persönlich M
10 Jahren alljährlich nach Hermcskeil nnd kenne die Gegend ziemlich genau. Ich glaube, daß
Hermcskeil sich besonders dazu ciguen würde und möchte deshalb vorschlagen, daß nicht gesagt
wird: „in Hermeskeil oder einem anderen Orte", sondern daß der hohe Landtag beschließen
wolle, die Schnle in Hermcskeil zn errichten. — Ich sehe, daß der Herr Abgeordnete
von Veulwitz nicht hier ist; derselbe würde sich, glaube ich. gerade für Hermeskeil verwenden.

Stellvertretender Vorsitzender Ianheu: Der Herr Abgeordnete Melbeck hat das Wort-
Abgeordneter Melbeck: Dem Antrage des verehrten Herrn Vorredners möchte ich doch

nicht beistimmen. In der Versammlung des Centralkuratoriums sür die Winterschulen hat
man sich sehr bemüht, einen geeigneten Ort für diese Schule des Hochwaldes zu finden, »mn
hat aber vor der Hand sich nicht sür eineu bestimmten Ort entscheiden tonnen. Ich möchte
bitten, daß der hohe Provinziallaudtag das Lentralknratorium nicht beschränke in der Wahl des
richtigen Ortes.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßcn: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Knnz.
Abgeordneter Kuuz: Ich möchte mich doch gegen den Antrag des Herrn Abgeordneten

Freiherrn von Diergardt aussprechen. Von allen Gemeinden, die in Betracht kommen könnten -
es sind nnr 3 Orte, nämlich Hermeskeil,Thalfang und Morbach im Kreise Verncastelgenannt -- h"
sich nur die Gemeinde Morbach um den Sitz der Schule beworben, und ich habe einen Befchlnv
der Gemeiudevertretung von Morbach dem Herrn Dezernenten Dr. Lohe vorgelegt, wonach n"
Morbach verpflichtet, sämmtliche sachliche Kosten sür die Errichtung der Winterschule auf oi
Gemeindekassezu übernehmen. Die Gemeindevertretung von Heimeskeil, und ebenso die vm
Thalfang haben ihr Interesse für die Schule noch nicht kund gegeben, und ich stelle deshalb de
Antrag, daß der Provinziallaudtag sich dahin schlüssig machen möchte, da andere Orte sich um
fragliche Winterschule nicht beworben haben, der Gemeinde Morbach den Vorzug zu geben,
außerdem auch besser gelegen ist, wie alle andern in Betracht kommendenOrte. —

Abgeordneter Nautenstrauch: Meine Herren! Ich möchte bitten, dem Antrage ^
Herrn AbgeordnetenKnnz nicht zuzustimmen. Die Gemeinde Hermeskeil ist meiner Ansicht na
ebenso berechtigt,wie die Gemeinde Morbach. Wenn sie sich bisher noch nicht ausgesprochenha,
so liegt das nicht an ihr, sondern daran, weil der Landkreis Trier sie event, in der Errichtn« t>
dieser Schule unterstützenwill. Ihre Bereitwilligkeit hat sie erklärt, und ich möchte deshalb w
Bitte aussprecheu,daß der Antrag des Herrn Abgeordneten Melbeck berücksichtigt wird, daß dM
3 Gemeinden als gleichberechtigt dem Kuratorium und dem Provinzialausschusse zur Entscheidung
vorgelegt werden.

Stellvertretender VorsitzenderIantzen: Das Wort hat der Herr Landesdirettor.
LandcsdirektorKlein: Meine Herren! Die Sache ist noch keineswegsso weit gediehe''

daß wir unmittelbar mit einer Gemeinde abschließen können; zunächst muß der Kreistag '"
Geldmittel bewilligen, und die Gemeinde noch Lokalitäten für die Schule stellen. Es sind «"^
noch sonstigeVoraussetzungen zu erfüllen. Wollten Sie nun den Ausfchuh auf einen ^ '^,
nageln,, fo könnten wir in die größte Verlegenheit kommen, wenn etwa die Gemeinde also«'
fagt, wir geben kein Lokal — was sollen wir dann machen? Wir werden, bevor man "'
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Bestimmung über den Ort der Schule trifft, noch mit dem Kreise sowie den in Aussicht
genommenen Gemeinden verhandeln müssen. Ich bitte, meine Herren, nehmen Sie den Antrag
des Ausschussesan, der die aufgeworfene Frage offen hält. (Sehr richtig.)

Stellvertretender VorsitzenderIaußen: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Freiherr
von Diergardt.

Abgeordneter Freiherr von Diergardt: Nach den Worten der Herren Vorredner
schliche ich mich vollständig dem Antrage des Herrn AbgeordnetenMelbeck an.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Melbeck.
Abgeordneter Melbeck: Ich habe eigentlich weiter nichts zu sagen; ich möchte nur

bemerken,daß es ja einer so zahlreichen Versammlung wie hier im hohen Provinziallandtage
unmöglichsein wird, den richtigen Ort zu wählen, dessen Auswahl sogar in einem engeren Kreise
w große Schwierigkeitenmacht.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat der Herr AbgeordneteKnnz.
Abgeordneter Kunz: Ich möchte mir sodann den Antrag zu stellen erlauben, von Nennung

eu>es Ortes ganz abzusehen,und uur zu sagen: einen geeigneten Ort des Hochwaldes für Errichtung
^n°r Winterschule in Aussicht zu nehmen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Meine Herren! Ich erlaube mir darauf auf¬
merksam zu machen, das; das der Sinn des Antrages des Prouinzialausschusscsin der That schon
^> es ist zwar Hermcskeil genannt, aber die andern Orte sind gleichwerthig daneben gestellt,
"as WM hat jetzt der Herr AbgeordneteHerrmann.

Abgeordneter Herrmann: Ich wollte mir den Antrag erlauben, die Worte „iu
Hermeskeil" zu streichen und einfach zu fagen: „in einem geeigneten Orte des Hochwaldes",
^ch glaube, dann werden die meisten Herren damit einverstandensein, es wird keine Bevorzugung
ltattsinden, man wird den am günstigsten gelegenenOrt auswählen können.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Fritzen.
Abgeordneter Fritzen: Ich glaube, der Zweck, den der Herr Abgeordnete Herrmann

"reichen will, wird auch durch die Vorlage erreicht, und ich bin der Ansicht, daß wir nach der
^hörten Diskussion am besten thun, die Vorlage pure anzunehmen.
^ Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Nunmehr schließe ich die Diskussion, da keine
Meldung zum Worte mehr vorliegt und ertheile das Schlußwort dem Herrn Referenten.

Berichterstatter Abgeordneter Lievcn: Meine Herren! Ich glaube uoch eine Bemerkung
Aachen zu müssen: Die Bemerkung des Herrn Landesdircktors bezieht sich auf alle genannte
^ lte, vorerst müssen Vcrhandlnngen gepflogen werden, was diese bewilligen wollen. Ich denke
""den Antrag su aufgefaßt, daß wenn die funstigen Bedinguugen, die an die Gemeinden nnd
""lse zu stellen sind, erfüllt werden, dann ermächtigen Sie den Ausfchuß. dort die Winter¬
ölen zu errichtcu. Wir haben mit dem landwirtschaftlichen Verein, mit den Gemeinden u. f. w.

^verhandeln. Die Fraae die der Herr Landesdircktor angeregt hat, bezieht sich auf
°"s°Orte.
^ Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Zur Geschäftsordnung hat der Herr Abgeordnete
^nnanu das Wort.

^ Abgeordueter Herrmaun: Nach der Auffassung, welche der Antrag des Ausschusses bei
" Vorrednern gefunden hat, kann ich meinen Antrag zurückziehen.

^ Stellvertretender Vorsitzender Jausten: Herr Abgeordneter Kunz. halten Sie Ihren
"ag aufrecht, den Namen Hermeokeil zu streichen?
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Abgeordneter Kunz: Ja!
Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Dann werde ich zunächst diesen Antrag zur

Abstimmung zu bringen haben. Ich bitte diejenigen Herren, welche in dem Wortlaute des
Antrages des Provinzialausschusses den Namen Hermeskeil gestrichen haben wollen, sich 3«
erheben. (Geschieht.) Das ist die Minderheit. Ich darf wohl ohne Ihren Widerspruch constatiren,
daß nunmehr der Antrag des Provinzialausschusses Ihre Zustimmung gefunden hat und S'e
demgemäß beschlossen haben. — Wir kommen zum folgenden Gegenstand der Tagesordnung:

„Bericht des Provinzialausschusses über die Ausführung des Beschlusses des
35. Provinziallandtages vom 15. Dezember 1888, betreffend Abänderung der
Garantiefrist bei Vichverkäufen".

Nefereut ist der Herr Abgeordnete Lieven. Ich gebe ihm das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Lieven: Wie Sie aus der DrucksacheNr. 7 sehen, hat

sich am <i. Dezember 1888 der TrierischeBancrnuerein an den Provinziallandtag gewendet un
den Antrag gestellt, einer Prüfung des Entwurfes eines bürgerlichenGesetzbuches für das Deutsche
Reich in Bezug auf die Garantiefrist bei Viehverkäufen sich zu unterziehen. Insbesondere
wurde beantragt:

».. die Abänderung des ß. 399 dahin, daß Schweine nnd Schafe von einer Garantie
gänzlich ausgcfchlosseuseien;

d. daß überhaupt nur eine kurze Garautiefrist bemessenwerden möge;
e. daß, wenn Vieh mit der Eisenbahn transportirt werde, jede Garantie ausgeschlossen

feiu soll für alle Krankheiten, welche in Folge des Bahntransportes entstehe"
können;

ä. daß für eine Reihe von speziell bezeichnetenViehkrankheiten eine Garantiefrist vo
8 bis 30 Tagen festgesetzt werde;

e. die Bestimmungen des ß. 402, nach welchen, im Fall sich ein Hanptmangcl M
zum Ablauf der gesetzlichen Gewährfrist offenbare, die Vermuthuu g dafür el ^
trete, daß das Thier schon zu der Zeit, in welcher die Gefahr auf deu Erwer
übergiug, mit dem Mangel behaftet gewesen sei, zu streichen, da dem Vorbey?
nicht der Beweis, betreffend das NichtVorhandensein eines Fehlers, abgeseh"""
werden könne. .

Die Anträge des Trier'schen Vauernvereius wurdeu von dem Provinziallandtage
I, Fachcommissionznr Vorprüfung überwiesen, welche folgenden Antrag stellte:

„Die I. Fachcommifsion ersuchtdas hohe Haus, das Gesuch des Trierischen Baucr^
vereins. betreffs Abänderung der Garantiefrist bei Viehverkäufen, dem P""'2„
ausfchuffe zu überweisen mit dem Auftrage, dasselbe zu prüfen und dem nach!
Landtage vorzulegen." ..^

Meine Herren! Der Prouinzialausfchuß hat nun diese Sache nach allen Richtungen y
geprüft und ist zu dem Entschlüssegekommen.Ihnen folgendes zu empfehlen: , ,^,

Zu ». Wenn überhaupt für eiuzelue Thieigattuugcn befondere Vorschriften hlN'^ ,
des Handels mit denselben aufzustellensind, und dies wird auch vou dem Vauernverciu an"""'
so wgt kem Grund vor, die Schafe und Schweine in diefer Beziehung anszufchließen. Dl«!"
gehören zu denjenigen Thiergattungen, welche im Haudel zumeist vorkommen und für"""
wirthschaft von besonderer Wichtigkeit sind. Daß für die Fehler, welche bei diesen ^
gattnngen hervortreten, besondere und von dem gewöhnlichen Verfahren abweichendeVorsch"!
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erlassen werden, liegt nahe und rechtfertigt sich deren Aufnahme unter die Vestimmnngcn des
8- 399. Der Bancrnverein selbst begründet seine Vorlagen iu keiner Weise.

Zu d. Der Entwurf enthält, abgesehenvon besonderen Vereinbarungen zwischen den
Vertragsschließenden, nur kurze Gewährfristen und ist eine Aenderung nicht erforderlich. Die
Fristen von 2 resp. 6 Wochen sind kürzer als die gegenwärtig geltenden.

Zu o. Der Autrag, besondere Vorschriften für die Fälle zu erlassen, wenn Vieh mit
der Eisenbahn transportirt wird, besonders jede Garantie für alle Krankheiten auszuschließen,
welche durch deu Bahntransport entstehen können, ist zur Zeit wcuigstens unausführbar, weil
bestimmte Krankheiten, welche uur durch den Bahntransport entstehen können, noch nicht fest¬
gestellt sind, und die Aufstellung einer Rechtsvermuthuug, wobei audere Mängel in Betracht
kommen, welche fchon vorhanden fein können, nur geeignet ist, Verwirrungen zu erzeugeu und
das Veweisverfahren zu erschweren. Es mnß diese Frage der Rechtsprechungüberlassenwerden,
welche im einzelnen Fall untersucht und entscheidet. Dieser Gegenstand dürfte überhaupt nicht
zur Sache gehören, da es sich hier nicht um Mäugel handelt, welche bei dem Verkaufe des
Thieres vorhauden sind, sondern um Schäden, welche dasselbe nach dem Verkaufe crleidcu kann.
Wenn die Uebergabe abweichend von den Vestimmnngcn des §, 465 des Entwurfs erst uach
Vollendung des Bahntransportes erfolgen foll, fo mnß es deu Parteien überlassen bleiben,
besondere Verabredungen zu treffen Der Gesetzgeber kann hierin keine Anordnungen treffen.
Dieselben müßten sich folgerichtig anf alle Krankheiten beziehen, die auf Transporten überhaupt
entstehenkönnen.

Zu ä. Wenn eine KaiserlicheVerordnung die Hauptmängel und die Gewährfristen zu
bestimmenhat, so tonnen die Gewährfristcn für einzelne Mängel hinsichtlich deren, wenn fic uicht
iu deu Hauptmäugelu gehören, die Vereinbarung vorbehalten ist, im Gefetzbuch uicht uorgc-
ichriebeu werdeu.

Zu o. Der Eutwurf läßt den Gegenbeweis von Rechtswegen zn uud statuirt uur die
Vermuthung für das Vorhandenfein eines Fehlers nnter bestimmten Bedingungen. Dem Ver¬
käufer ist also der Gegenbeweis in keiner Weise abgeschnitten,

Der Provinzialausschuß beehrt sich hiernach den Antrag zn stellen:
„Der hohe Provinziallandtag wolle erklären, daß keine Veranlassung vorliegt, die
von dem Trierischen Vauernvcrciu vorgeschlagcucu Abänderungen zn den im Eutwurf
des bürgerliche» Gesetzbuches für das Deutsche Reich euthaltenen Bestimmnugcnüber
die Gewährleistungen bei Viehvcrkäufen in Vorschlag zu bringen."

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich eröffne über diesen Antrag die Diskussion.
Wunsch!einer der Herren das Wort? — Der Herr Abgeordnete Lichter hat das Wort,

Abgeordneter Lichter: Ich stehe im wesentlichen mit den Petenten auf demselben
Standpunkte, da ich aus eigener Erfahrung keuuen gelernt habe, wie schädlich die jetzt für die
"heinpruvinz bestehende,! gesetzlichen Bestimmungen über die Garantiefrist bei Vichvertaufcn
"'s die Landwirthfchaft. und namentlich auf die Viehzüchter eingewirkt haben. Ich frene mich
M dieser Sache mit dcni Herrn Grafen Bricht, der als Laudrath des Kreifes Daun Erfahrnngen
" dieser Beziehung gesammelt hat, ebenso mit dem Herrn Geheimrath Noch, der als Vor-
utzender des Vereins gegen Wucher au der Saar wohl als eine Autorität auf diesem Gebiete
^ten kann, vollständig übereinzustimmen. Näher auf die Sache einzugehe», halte ich nicht für
"'gezeigt, es würde dies zu weit, und nach meiner Ansicht zu keinen: Resultate führen, da unsere
^liegen, welche nicht Viehzüchter sind, ganz anderer Anschauung sind, als wir Viehzüchter.
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Ich stelle deshalb den Antrag, das hohe Haus wolle beschließen,über die Petition zur Tages¬
ordnung überzugehen und es den Petenten zu überlassen, den Weg der Beschwerde an den
hohen Vundesrath zu betreten.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Wünscht sonst noch Jemand das Wort zu
diesem Gegenstände? — Der Herr Abgeordnete Fritzen hat das Wort.

Abgeordneter Fritzen: Meine Herren! Der Zweck des Herrn Vorredners geht offenbar
dahin, eine sachliche Diskussion über die Qualität der einzelnen Fragen hier zu vermeiden und
dadurch eine längere Erörterung abzuschneiden, daß man über die Petition zur Tagesordnung
übergeht und die Antragsteller auf den Weg der Petition an den Vundesrath verweist, dem
der Gesetzentwurf für das bürgerliche Recht vorliegt. Ich glaube, daß diefer Autrag recht
zweckmäßig ist, weil er weitere Debatten, die bei der Verschiedenheit der Ansichten über die
hier vorliegenden Fragen möglicherweisetagelang dauern könnten, abschneidet.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Weiter liegt keine Meldung vor. Wünscht
der Herr Referent das Schlußwort?

Berichterstatter Abgeordueter Lieven: Nein!
Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Dann kamen wir zur Abstimmung. Meine

Herren! Der Antrag, den der Herr Abgeordnete Lichter gestellt hat, geht dahin, wenn ich ih"
noch einmal nach dem Gedächtniß repetire: Das hohe Haus wolle beschließen,über die Petition
des Tricr'schen Bauernvereins zur Tagesorduung überzugehen und die Petenten au den Vundes¬
rath verweise». Dieser Antrag wird zunächst zur Abstimmung kommen müssen, wenn er tue
Majorität erlangt, ist damit der Antrag des Provinzialansschusses beseitigt. Ich bitte diejenige"
Herren, welche für den Antrag des Herrn Abgeordneten Lichter votircn wollen, sich zu erhebe»-
(Geschieht.) Das ist die große Mehrzahl, der Antrag ist angenommen. Wir kommen z""
letzten Gegenstand unserer Tagesordnung:

„Bericht des Provinzmlausschusses.betreffenddie Errichtung einer landwirtschaftlich"'
Winterschnle zu Elsdorf im Kreise Vcrgheim".

Der Herr Abgeordnete Graf Beiffel ist Referent, ich ertheile ihm das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Graf Beiffel: Meine Herren! Dem Provinzialverbandc

der Rheinprovinz ist durch Testament der verstorbenen Ehefrau Dauey, Sophie geborene von
Sandt, vom 3. Februar 187 l das Gut Desdorf im Kreise Vergheim zur Errichtung einer
Ackerbauschulebehufs Aufnahme und Erziehung armer Waisenkinder aus der Rhcinvrovmz
vermacht worden.

Meine Herren! Ihnen liegt ein Bericht des Provinzialcmsfchusfes vor unter Nr. 5
der Drucksachen. Sie gestatten, meine Herren, daß ich Abstand nehme. Ihnen den ganz"
Bericht im Einzelnen vorzulesen, sondern nur die wichtigstenPunkte aus dem Bericht Hera" -
greife, um Sie über die Nothwendigkeit der Errichtung einer Winterschule zu Elsdorf z" ""^
richten und Ihnen zugleich damit den Antrag des Provinzialcmsfchusfeszu motiuiren. Es helfi
in dem Bericht:

..Erst im Jahre 1885. nachdem ein langwieriger Prozeß eines angebliche"
Gläubigers des Ehemannes der Erblasserin zu Gunsteu der Provinz cndgiM »i
entschieden und die dringend nothwendige Erneuerung der Gutsgebäude unter Ai^
wenduug einer Summe von 41 300 M. zunächst vorschußweiseaus dem Standes""
bewirkt worden war, hat der Ausführung jener Testamcntsklauscl näher get«"
werden können."
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Meine Herren! Schon dem hohen Landtage vom Jahre 1885 wurde seitens der
Provinzialverwaltung eine Vorlage gemacht dahin gehend, man möge doch Abstand nehmen,
auf dem Gute Dcsdorf eine eigene Ackerbanschulezu errichten, da dieselbe Kosten verursachen
würde, welche den Rahmen der Einnahmen ans dem der Provinz vermachten Gute Dcsdorf bei
weitem übersteige,: würde». Außerdem wurde auch vom Proviuzialausschuß der Antrag gestellt,
der hohe Landtag möge genehmigen, daß vorläufig aus den Pachterträguisscu des Gutes
Dcsdorf. welche 5100 M, betragen, die aufgeweudetcn Baukosten von 41 300 M. successive
gedeckt werden mögen. Der hohe Landtag nahm diesen Antrag des Ausschussesan und wurde
demgemäß der Ausschuß beauftragt, die Deckung der ausgelegten Summe zu bewirken. Nuumchr,
Meine Herren, ist dieser Betrag von 41300 M. gedeckt, es tritt also an uns die Pflicht heran,
den Aufgaben, welche uns durch das Testament der Erblasserin gestellt sind, gerecht zu werden.
Der Bericht sagt Ihnen bereits, in welcher Weise diese Aufgabe seitens des Provinziallandtags
" Aussicht genommen wurde. In welcher Weise diese Aufgaben gelöst werden sollen, möchte
ich Ihnen in Kürze vortragen. Man ist mit dem Kreise Vergheim in's Einvernehmen getreten,
um zn erfahren, ob eine Winterschnle im Kreise Vergheim zu errichten möglich sei. um in
dieser Schule für die Zöglinge, welche für das Gut Desdorf angenommen werden, den Nnter-
"A zu fchaffeu. Man trat znnächst mit der Gemeinde Vergheim in Verbindung, mit einer
Gemeinde, welche sich anfangs fchr entgegenkommendgezeigt hat. fpäterhin aber einer Einigung
dahin abgeneigt bewies, daß sie alle Versprechungen, die sie vorher gemacht hatte, zurückzog.
Auch der Kreis Vergheim als solcher war nicht zu vcrnulasseu, mit Zuschüsse!, für die Wiuter-
s<hule einzutreten. In dieser Lage der Dinge trat die Gemeinde Glsdorf an die Provinzial-
v°rwaltung heran und erklärte sich ihrerseits zn bedcuteudeu Couccssioucnbcrcit. Die Gemeinde
Elsdorf liegt gegenüber dem Gut Desdorf in derselbe,, güustigcu Lage wie die GemeindeBerg-
b«m, es ist uon dem Gute Desdorf nach Elsdorf nicht weiter als von Desdorf nach Vergheim.
"nd fo ist die Wahl des Ortes Elsdorf eine ganz günstige. Es ist Ihnen in der Drncksache
"M Schluß gesagt worden:

Der aufkommendePachtertrag von jährlich 5100 M. foll wie folgt verwendet werden:
1. dem landwirtschaftlichen Vereine für Nheinprenßen als Zuschuß für die m Elsdorf

zu errichtende landwirthfchaftliche Wiuterfchule ........3000 M.
2. dem Gutspächter zu Dcsdorf für Beköstigung «. von ctwa 10 Zoglmgcn

(Waifcnknabcn) K 150 M...............^^ „
!i. für Kleiduug. Arzt und Arznei :c.............___600 ".

Snmmc 5100 M.
Der Provinzialausschuß beehrt sich demgemäß zu beautragen:

„Hoher Landtag wolle sich mit der Errichtung einer landwirthschaftlichenWmtcr-
schnle zn Elsdorf im Kreise Bergheim unter Anwendung des für die landwirthschaft¬
lichen Winterfchnlender Nhcinprovinz bestehende» Normalstatuts uud unter Gewährung
eines jährlichen provinziellen Zuschnsses von 3000 M. geneigtest einverstanden
erklären." , ,,, .

. Diesen Antrag meine Herren, möchte ich sehr warm befürworten, er entspricht auch
," "n 31. Proviuziallmldtag gegebeue» Erklärung, daß die ganze Einrichtung für u,üer-
^ringmde Klinge auf dem Gnte Desdorf die Mittel nicht übersteigen soll, welche das Gnt
^dorf durch sci»e Pachterträgmsse gewährt. Giebt das hohe Haus diese» Ansführnngen des
"'°vi„zialansschusscs Folge, so werden wir einmal unserem Versprechengerecht, tue Provmzml-
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Verwaltung durch Errichtung einer Wiuterschule nicht höher zu belasten, andererseits werden wir
auch der uns durch das Testament der Erblasserin gewordenen Verpflichtung gerecht, für die
Zöglinge von Desdorf Sorge zu tragen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Möchte einer der Herren zu diesem Gcgm-
stande das Wort? — Ich ertheile dasselbe dem Herrn Abgeordneten Schmitz.

Abgeordneter Schmitz: Meine Herren! Ich halte im Allgemeinen diese Vorlage für
ganz richtig, auch bin ich dafür, daß die Winterschule nach Elsdorf verlegt wird, aber ich halte
es nicht für richtig, daß der Pächter auf dem Gute 10 Zöglinge halten foll. Ich kann mir
nicht denken, wie auf einem solchen Gute 10 Zöglinge ordentlich beschäftigt werden können und
glaube, daß es richtiger wäre, wenn vielleicht der Pächter von Desdorf 2, 3 oder 4 Zöglinge
hätte und die anderen in der Nähe anf anderen Gütern untergebracht würden, wenn auch
vielleicht gegen eine Vergütung, die dafür gcgebeu würde. Ich möchte dies dem Prouinzial-
ausschuß zur Erwäguug gebeu.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Es liegt keine Meldung zum Wort mehr vor.
Ich schließedie Distussiou und gebe dein Herrn Referenten das Schlußwort.

BerichterstatterAbgeordneterGrafBcissel: Ich möchte darauf bemerken, daß wir dnrch du
Testamcutsklausel verpflichtet sind, die Einkünfte des Gutes Desdorf zu dem Zweck zu verwenden,
daß wir Zöglinge auf dem Gute unterbringcu, welche die Ackcrwirthfchafterlerueu füllen. M>t
2—3 Zöglingen würde die Sache nicht erreicht sein, sondern wir müssen uns innerhalb des
Nahmens der Mittel bewegeu, und dies berechtigt uns zu der Annahme, daß bis zu 10 Z^
liugeu der Austalt überwiesen werden können. Ich finde auch das Areal, welches dem Gute
Desdorf zu Gebote steht, vollkommen ausreichend, diese juugcn Leute zu beschäftigen. Der
Pächter von Desdorf ist nämlich nicht blos auf das Areal augewieseu, welches zu dem Gute
Desdorf als Eigenthum gehört, er hat vielmehr Läudereicu iu weit größerem Umfange als da
Gut Desdorf hinzugepachtet. Der betreffende Pächter erscheint uns unch einer längeren A",
in der wir Gelegenheit hatten, ihn näher kennen zu lernen, sehr geeignet, gerade diese Zögung
nutzbringend und für unsern Zweck hinreichend zu beschäftige». Ich möchte daher bitten, de>
Antrag des Ausschusses,wie er vorliegt, anzuuehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich frage den hohen Landtag, ob er dic!c>
Antrage zustimmen will. Es erfolgt kein Widerspruch, ich constatire die Annahme; die Antrag
des Provinzialausschusscs sind Beschlüsse des Hauses geworden.

Meine Herren! Wir wären nunmehr au das Ende unserer Tagesordnung gekomme -
Bevor ich meine-Vorschläge in Betreff der Tagesordnung für die morgige Sitz"''?,

mache, möchte ich die Herren Mitglieder der heute gebildetenCommissionen,der MosclkanalisatioN'
commissionund der Thalspcrrencommissiou bitten, sich morgen '/2I2 Uhr. und zwar die M">^
kanalisationscommission in dem Zimmer der Wahlprüfnngscummission, und die zweite.
Thalfperrencommission. in dem Zimmer der Geschästsordnungscommifsioneinzufindc». dauttt
Eoustituirung der beiden Commissionen erfolge.

Ich fchlage Ihnen vor, auf die morgige Tagesurdnnng zu setzen:
„Die Vornahme der Wahlen für die Ober-Ersatzcummissiun", .. c,

welche den zweiten Gegenstand der heutigen Tagesordnung gebildet hat uud durch Ihren VesH
auf morgen vertagt worden ist.

Ferner schlage ich vor, zn verhandeln über:
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Nr. 55:

„Bericht des Provinzialausschusses, betreffend das zu erlassendeReglement für die
Zwangserziehung verwahrloster Kinder."

Nr. 59:

„Bericht des Provinzialausschusses über den Antrag des Abgeordneten Herrn Frei¬
herrn von Wellenberg, betreffend die Uebernahme der Beerdigungskosten unbe¬
kannter Leichen ans den Landarmenfonds."

Nr. 60:
„Bericht des Provinzialausschusses, betreffend die Belastung des RheinischenLand-
armenverbandcs durch die Ausweisung preußischer Staatsangehöriger aus Elsaß-
Lothringen und Bayern."

Nr. 74:
„Bericht des Provinzialausschusses, betreffend die weitere zinsfreie Velasfung des der
Colonie Wilhelmsdorf im Jahre 1882 gewährten Darlehns von 10000 M."

Nr. 102:
„Bericht des Provinzialausfchufses über den Antrag des landwirthschaftlichenVereins
für Nheinprcuhen, betreffend die Ausdehnung des Krankenversicherungszwangsauf die
iu der Land- und Forstwirthschaft beschäftigtenArbeiter."

Nr. 103:
„Bericht des Provinzialausschusses über eine Eingabe von Landbürgermeistern der
Nhcinprovinz, betreffend Zahlung der Pensionen der Volksschullehreraus der Pensions¬
kasse der Landbürgermeistcreienund Landgemeindender Nheinprouinz,"

Nr. 111:
„Bericht des Provinzialausschusses,betreffendden Antrag des Königlichen Negierungs-
Präsidcnten zu Coblenz auf Nebernahme der sogenannten Poststrahe von Kirchberg
über Dickenschied nach Gemünden als Prouinzialstraße."

Nr. 112:
„Bericht des Provinzialausschussesbezüglich des Gesuches der Stadtgemeinde Weveling.
hoven an den Prooinziallandtag auf Erlaß der Rückzahlungeiner Wegebaubeihülfevon
3000 M."

Nr. 114:,
„Bericht des Provinzialausschusses über die Veräußerung von Grundstücken in der
Nähe von Köln, welche für die Strahenverwaltuug entbehrlichgeworden sind."

Nr, 115:
„Bericht des Provinzialausschusses, betreffend die Genehmigung des Verkaufes des
Eigenthums des Provinzialuerbandes am Petersberg."

Nr. .116:
„Bericht des Provinzialausfchufses über deu Antrag der Gemeinde Warbeyen auf
Beseitigung der Ulmen an der Cleve-EmmericherProuinzialstraße."

Nr. 118:
„Bericht des Provinzialausschussesüber den Antrag der Stadt Manen auf Erbreiterung
der Provinzialstraße innerhalb des Gebietes der genannten Stadt,"

. Die Herren sind mit dieser Tagesordnuug einverstanden. Den Beginn der Plenarsitzung
Ne ich mit Ihrer Zustimmung ans 12 Uhr.
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Also die Commissionentreten morgen um ^12 Uhr zusammen und die Vertreter der
zu Eingang der Sitzung genannten Brigadebezirke würden in den Zimmern, welche ich bereits
vorhin angegeben habe, ^4 vor 12 Uhr zusammentreten.

Bevor ich die Sitzung schließe, ertheile ich zu einer kleinen geschäftlichen Mittheilung zunächst
dem Herrn Abgeordneten Boch das Wort.

Abgeordneter Noch: Ich bitte die Herren aus dem Regierungsbezirke Trier unmittel¬
bar nach der Sitzung zu eiuer Besprechung zusammenzutreten. Als Lokal schlage ich einstweilen
das Lesezimmervor. Wenn das nicht gestattet wird, werden wir ciu anderes finden. (Rufe: Hier!)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat der Herr Abgeordnete
Friederichs.

Abgeordneter Fried er ichs: Meine Herren! Betreffend die bevorstehenden Neu¬
wahlen zum Pruvinzialausschusse, die ja möglicherweiseviele Zeit in Anspruch uehmcn können,
möchte ich Ihnen vorschlagen, morgen nach der Plenarsitzung hier zu eiuer gemeinsamen
Besprechung und etwaigen Vereinigung über die Reihenfolge n. f. w. sich zu verewigen!

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Freiherr
von Solemachcr.

Abgeordneter Freiherr von Solcmacher: Ich bitte die Abgeordneten aus dein
Regierungsbezirke Köln, setzt unmittelbar uach dem Schluß der Sitzung gütigst zu einer kurzen
Besprechung hier in dieser Kölner Ecke zusammentreten zn wollen (Heiterkeit.)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Freiherr
von Gcyr.

Abgeordneter Freiherr von Geyr-Schwcppenburg: Ich möchte die Herren des
Regierungsbezirks Aachen ebenfalls bitten, jetzt zu einer kurzcu Besprechung wegen Aufstellung
der Kandidaten zusammenzutreten hier in der Ecke.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat der Herr Abgeordnete
Friederichs.

Abgeordneter Fricderichs: Ich bitte die Mitglieder aus dem Regierungsbezirk
Düsseldorf im Foyer rechts sich zu versammeln.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Noch-
Abgeordneter Noch: Ich schlage vor, daß wir jetzt numittelbar nach der Sitzung

zusammenkommenim Lesezimmer.
Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat der Herr AbgeordneteFreiherr

von Hövcl.

Abgeordneter Freiherr Clemens von Hövel: Ich bitte die Herren aus deM
Regierungsbezirke Cobleuz, sich im mittleren Foyer jetzt zu versammeln.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Numnehr schließe ich die Sitzung.

(Schluß der Sitzung 2 Uhr 30 Minuten.)
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